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156. Bundesgesetz: Ziviltechnikergesetz 1993 — ZTG sowie Änderung der Gewerbeordnung 1973
(NR: GP XVIII RV 498 AB 1492 S. 153. BR: 4745 AB 4752 S. 580.)

157. Bundesgesetz: Ziviltechnikerkammergesetz 1993 — ZTKG
(NR: GP XVIII RV 499 AB 1493 S. 153. BR: AB 4753 S. 580.)

156. Bundesgesetz über Ziviltechniker (Zivil-
technikergesetz 1993 — ZTG) sowie Ände-

rung der Gewerbeordnung 1973

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Bundesgesetz über Ziviltechniker (Ziviltechniker-
gesetz 1993 — ZTG)

1. ABSCHNITT

Ziviltechniker

Begriff

§ 1. (1) Staatlich befugte und beeidete Ziviltech-
niker sind natürliche Personen, die auf technischen
oder naturwissenschaftlichen oder montanistischen
Fachgebieten oder auf Fachgebieten der Bodenkul-
tur auf Grund einer vom Bundesminister für
wirtschaftliche Angelegenheiten verliehenen Befug-
nis freiberuflich tätig sind.

(2) Ziviltechniker werden eingeteilt in:
1. Architekten,
2. Ingenieurkonsulenten.

§ 2. Soweit im folgenden personenbezogene
Bezeichnungen nur in männlicher Form angeführt
sind, beziehen sie sich auf Frauen und Männer in
gleicher Weise. Bei der Anwendung auf bestimmte
Personen ist die jeweils geschlechtsspezifische Form
zu verwenden.

Befugnisse

§ 3. Ziviltechnikerbefugnisse werden für Fachge-
biete verliehen, die Gegenstand eines Diplomstu-
diums einer technischen oder naturwissenschaftli-
chen oder montanistischen oder einer Studienrich-
tung der Bodenkultur an einer inländischen
Universität oder eines entsprechenden Doktorats-
studiums an einer inländischen Universität sind.
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Weiters an Absolventen des „Studium irreguläre"
Ingenieurgeologie an der Universität Wien, der TU
Wien und der BOKU Wien.

§ 4. (1) Ziviltechniker sind, sofern bundesgesetz-
lich nicht eine besondere Berechtigung gefordert
wird, auf dem gesamten, von ihrer Befugnis
umfaßten Fachgebiet zur Erbringung von planen-
den, prüfenden, überwachenden, beratenden, koor-
dinierenden und treuhänderischen Leistungen,
insbesondere zur Vornahme von Messungen, zur
Erstellung von Gutachten, zur berufsmäßigen
Vertretung vor Behörden und Körperschaften
öffentlichen Rechtes, ferner zur Übernahme von
Gesamtplanungsaufträgen, sofern wichtige Teile
der Arbeiten dem Fachgebiet des Ziviltechnikers
zukommen, berechtigt.

(2) Unbeschadet der den Gewerbetreibenden
zustehenden Rechte sind von den Ziviltechnikern
berechtigt:

a) die Architekten zur Planung von Projekten
ihres Fachgebietes, insbesondere von Monu-
mentalbauten, Theatern, Festhallen, Ausstel-
lungsgebäuden, Museumsbauten, Kirchen,
Schulen und Spitälern des Bundes, der
Länder und Gemeinden, sofern sie vom
künstlerischen, kulturellen oder vom sozia-
len Standpunkt von Bedeutung sind;

b) die Ingenieurkonsulenten für Vermessungs-
wesen zur Verfassung von Teilungsplänen
zur katastralen und grundbücherlichen Tei-
lung von Grundstücken und von Lageplänen
zur grundbücherlichen Abschreibung ganzer
Grundstücke, zu Grenzermittlungen nach
dem Stande der Katastralmappe oder auf
Grund von Urkunden, einschließlich Ver-
markung und Verfassung von Plänen zur
Bekanntgabe von Fluchtlinien;

c) die Ingenieurkonsulenten für Markscheide-
wesen zur Feststellung der Begrenzungen
von Grubenausmaßen, Überscharen, Gewin-
nungsfeldern, Abbaufeldern und Speicherfel-
dern sowie zur Ersichtlichmachung derar-
tiger Begrenzungen in der Natur.
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(3) Ziviltechniker sind mit öffentlichem Glauben
versehene Personen gemäß § 292 der Zivilprozeß-
ordnung, RGBl. Nr. 113/1895, in der jeweils
geltenden Fassung. Die von ihnen im Rahmen
ihrer Befugnis ausgestellten öffentlichen Urkunden
werden von den Verwaltungsbehörden in derselben
Weise angesehen, als wenn diese Urkunden von
Behörden ausgefertigt wären.

(4) Ziviltechniker sind im Rahmen ihrer Fachge-
biete zu keiner ausführenden Tätigkeit berechtigt.

(5) Die zur Berufsausübung der Ziviltechniker
zählenden Tätigkeiten unterliegen nicht der
Gewerbeordnung 1973, BGBl. Nr. 50/1974, in
der jeweils geltenden Fassung. Berechtigungen
anderer Personen, die sich aus anderen bundesge-
setzlichen Vorschriften über berufliche Rechte,
insbesondere aus der Gewerbeordnung 1973,
BGBl. Nr. 50/1974, in der jeweils geltenden
Fassung, ergeben, werden durch dieses Bundes-
gesetz nicht berührt.

(6) Ziviltechniker sind verpflichtet, für den Bund
oder das Land, in dem sich der Sitz ihrer Kanzlei
befindet, die Geschäfte auf ihrem Fachgebiet gegen
Entlohnung zu übernehmen.

§ 5. (1) Die Befugnis eines Ziviltechnikers ist
österreichischen Staatsbürgern und ihnen durch
zwischenstaatliche Vereinbarungen gleichgestellten
Personen zu verleihen, wenn die für die Ausübung
erforderliche fachliche Befähigung (§ 6) nachge-
wiesen wurde und kein Ausschließungsgrund
vorliegt.

(2) Von der Verleihung einer Befugnis sind
Personen ausgeschlossen.

1. die in ihrer Handlungsfähigkeit beschränkt
sind,

2. über deren Vermögen der Konkurs anhängig
ist oder innerhalb der letzten fünf Jahre
eröffnet oder mangels hinreichenden Vermö-
gens nicht eröffnet worden ist,

3. denen die Befugnis aberkannt wurde, es sei
denn, gemäß § 17 Abs. 2 Z 1,

4. die in einem öffentlichen Dienstverhältnis des
Dienststandes, es sei denn ausschließlich als
Lehrer an öffentlichen oder mit öffentlich-
keitsrecht ausgestatteten Lehranstalten, stehen
oder die aus dem öffentlichen Dienst auf
Grund eines Disziplinarerkenntnisses entlas-
sen wurden,

5. die eine Gewerbeberechtigung zur Ausfüh-
rung von einschlägigen Arbeiten auf dem
angestrebten Fachgebiet besitzen,

6. die nicht über die zur Ausübung erforderliche
Zuverlässigkeit verfügen.

Fachliche Befähigung

§ 6. (1) Die fachliche Befähigung (§ 5 Abs. 1) ist
nachzuweisen durch.

1. die Absolvierung des der angestrebten Befug-
nis entsprechenden Studiums,

2. die praktische Betätigung
3. und die erfolgreiche Ablegung der Zivil-

technikerprüfung.

(2) Studienabschlüsse an ausländischen Universi-
täten bedürfen der Nostrifizierung gemäß § 40 des
Allgemeinen Hochschul-Studiengesetzes, BGBl.
Nr. 177/1966, in der jeweils geltenden Fassung.

§ 7 Die Voraussetzung gemäß § 6 Abs. l Z l ist
erfüllt, wenn das Fachgebiet, für das eine Befugnis
angestrebt wird, der absolvierten Studienrichtung
entspricht.

Praktische Betätigung

§ 8. (1) Die praktische Betätigung (§ 6 Abs. l
Z 2) muß hauptberuflich absolviert werden und
geeignet sein, die für die Ausübung der Befugnis
erforderlichen Kenntnisse zu vermitteln. Sie muß
eine Zeit von mindestens drei Jahren nach
Abschluß des Studiums (§ 6 Abs. l Z 1) umfas-
sen, wovon mindestens ein Jahr als Arbeitnehmer,
weisungsgebunden und eingegliedert in den
Organismus des Unternehmens des Arbeitgebers,
unter Ausschluß eines Unternehmerrisikos, zurück-
zulegen ist. Die praktische Betätigung kann auch
im öffentlichen Dienst zurückgelegt werden. Sie ist
durch glaubwürdige Zeugnisse und eine eingehen-
de Darstellung der Art und Dauer der Betätigung
nachzuweisen.

(2) Von der praktischen Betätigung muß
mindestens ein Jahr entfallen:

— bei Bewerbern um die Befugnisse eines
Archtitekten, eines Ingenieurkonsulenten für
Bauwesen, für Wirtschaftsingenieurwesen im
Bauwesen sowie für Kulturtechnik und
Wasserwirtschaft auf eine praktische Betäti-
gung auf Baustellen,

— bei Bewerbern um die Befugnis eines
Ingenieurkonsulenten für Vermessungswesen
auf eine praktische Betätigung auf dem
Gebiet der Grenzvermessung für alle Zwek-
ke der grundbücherlichen Teilungen sowie
Ab- und Zuschreibungen.

Ziviltechnikerprüfung

§ 9. (1) Die Ziviltechnikerprüfung (§ 6 Abs. l
Z 3) kann nach Absolvierung der geforderten
praktischen Betätigung (§ 8) abgelegt werden.

(2) Der Antrag auf Zulassung zur Zivil-
technikerprüfung ist unter Anschluß der erforder-
lichen Nachweise bei der Architekten- und
Ingenieurkonsulentenkammer einzureichen, in de-
ren Bereich der Bewerber seinen Wohnsitz hat,
mangels eines inländischen Wohnsitzes bei der
Architekten- und Ingenieurkonsulentenkammer
seiner Wahl. Diese hat unter Anschluß eines
Gutachtens das Ansuchen innerhalb von acht
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Wochen dem Bundesminister für wirtschaftliche
Angelegenheiten vorzulegen, welcher über die
Zulassung entscheidet und die Zuweisung zu einer
Prüfungskommission verfügt.

(3) Die Gegenstände der Ziviltechnikerprüfung
sind:

1. österreichisches Verwaltungsrecht (Einfüh-
rungsgesetz zu den Verwaltungsverfahrens-
gesetzen 1991, Allgemeines Verwaltungsver-
fahrensgesetz 1991),

2. Betriebswirtschaftslehre (allgemeine Grund-
sätze, Kostenrechnung, Unternehmensorgani-
sation),

3. die für das Fachgebiet geltenden rechtlichen
und fachlichen Vorschriften,

4. Berufs- und Standesrecht.

(4) Befreit von Prüfungsgegenständen gemäß
Abs. 3 sind Bewerber, die

1. eine für die Aufnahme in ein öffentlich-
rechtliches Dienstverhältnis der Verwen-
dungsgruppe A erforderliche Dienstprüfung
erfolgreich abgelegt haben, soweit diese
Prüfungsgegenstände Inhalt der Dienstprü-
fung waren;

2. an einer Universität (Hochschule) Prüfungen
über diese Prüfungsgegenstände erfolgreich
abgelegt haben.

Die Befreiung gemäß Z l und 2 tritt nicht ein,
wenn die Prüfungen länger als zehn Jahre vor dem
Zeitpunkt der Einbringung des Antrages auf
Verleihung einer Befugnis abgelegt wurden.

§ 10. (1) Zur Durchführung der Ziviltechniker-
prüfung sind Prüfungskommissionen zu bestellen.
Der Bundesminister für wirtschaftliche Angelegen-
heiten kann den Landeshauptmann mit der
Bestellung der Prüfungskommission und der
Durchführung der Prüfung betrauen.

(2) Die Prüfungskommission besteht aus zwei
Beamten des höheren Verwaltungsdienstes, von
denen einer den Vorsitz führt, sowie zwei ihre
Befugnis ausübende Ziviltechniker des den Gegen-
stand der Prüfung bildenden oder eines verwand-
ten Fachgebietes.

(3) Den Umfang der zu prüfenden Gegenstände
sowie Bestimmungen über das Prüfungsverfahren
hat der Bundesminister für wirtschaftliche Angele-
genheiten durch Verordnung festzusetzen. In
dieser Verordnung sind auch die Prüfungsgebüh-
ren in einer dem Prüfungsumfang, dem Zeitauf-
wand und dem mit der Prüfung verbundenen
Sachaufwand entsprechenden Höhe festzusetzen.

§ 1 1 . (1) Die Prüfung ist mündlich und
öffentlich vorzunehmen.

(2) Gegen den Beschluß der Prüfungskommis-
sion ist ein Rechtsmittel nicht zulässig.

(3) Die Prüfung kann zweimal wiederholt
werden.

Verleihung der Befugnis

§ 12. (1) Die Befugnis wird über Antrag vom
Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten
nach Anhörung der Architekten- und Ingenieur-
konsulentenkammer für einen bestimmten Sitz der
Kanzlei verliehen.

(2) Bewerber um die Verleihung einer Befugnis
haben den Antrag unter Anschluß der erforderli-
chen Unterlagen bei der Architekten- und Ingeni-
eurkonsulentenkammer, in deren Bereich der Sitz
der Kanzlei begehrt wird, einzubringen. Diese hat
den Antrag binnen drei Monaten unter Anschluß
eines Gutachtens an den Bundesminister für
wirtschaftliche Angelegenheiten weiterzuleiten, der
darüber entscheidet.

§ 13. (1) Die Ziviltechniker haben einen Eid
folgenden Wortlauts zu leisten. „Ich schwöre, daß
ich die Gesetze und die für meinen Wirkungskreis
gültigen Vorschriften einhalten, die Pflichten
meines Berufes gewissenhaft erfüllen, die gebotene
Verpflichtung zur Verschwiegenheit streng beob-
achten und die mir anvertrauten Angelegenheiten
nach bestem Wissen und Gewissen besorgen
werde."

(2) Der Bundesminister für wirtschaftliche
Angelegenheiten kann den für den Kanzleisitz
zuständigen Landeshauptmann zur Eidesabnahme
ermächtigen.

(3) Vor Ablegung des Eides darf die Befugnis
nicht ausgeübt werden.

Ausübung der Befugnis

§ 14. (1) Den Ziviltechnikern ist jede Tätigkeit
untersagt, die mit der Ehre und Würde des Standes
unvereinbar ist oder durch welche die Vertrauens-
würdigkeit bei der Führung ihrer Geschäfte oder
die Glaubwürdigkeit ihrer urkundlichen Ausferti-
gungen erschüttert werden kann.

(2) Die Ziviltechniker dürfen Beurkundungen
nicht vornehmen:

1. in Sachen, an denen sie selbst, ihr Ehegatte,
ein Verwandter oder Verschwägerter in auf-
oder absteigender Linie, ein Geschwisterkind
oder eine Person, die noch näher verwandt
oder im gleichen Grad verschwägert ist,
beteiligt sind,

2. in Sachen ihrer Wahl- oder Pflegeeltern,
Wahl- oder Pflegekinder, ihres Mündels oder
Pflegebefohlenen,

3. bei Vorliegen von Gründen, die geeignet sind,
ihre volle Unbefangenheit in Zweifel zu
ziehen.

(3) Die Befugnis eines Ziviltechnikers darf
während der Dauer eines öffentlichen Dienstver-
hältnisses des Dienststandes nicht ausgeübt werden.
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(4) Während der Dauer eines privaten Dienstver-
hältnisses darf die Befugnis eines Ziviltechnikers
nicht ausgeübt werden, sofern es sich nicht um ein
Dienstverhältnis zu einer Ziviltechnikergesellschaft
handelt, in welcher der Ziviltechniker selbst
Gesellschafter ist.

(5) Der Eintritt in den öffentlichen oder privaten
Dienst, sofern es sich nicht um ein Dienstverhältnis
zu einer Ziviltechnikergesellschaft handelt, in
welcher der Ziviltechniker selbst Gesellschafter ist,
hat das Ruhen der Befugnis zur Folge und ist der
Architekten- und Ingenieurkonsulentenkammer
vom Ziviltechniker binnen zwei Wochen anzuzei-
gen.

(6) Von den Bestimmungen der Abs. 3, 4 und 5
sind Personen ausgenommen, die ausschließlich als
Lehrer an öffentlichen oder mit öffentlichkeits-
recht ausgestatteten Lehranstalten tätig sind.

Verschwiegenheitspflicht

§ 15. (1) Der Ziviltechniker ist zur Verschwie-
genheit über die ihm in Ausübung seines Berufes
anvertrauten oder bekanntgewordenen Angelegen-
heiten seines Auftraggebers verpflichtet.

(2) Die Verschwiegenheitspflicht entfällt, wenn
ihn sein Auftraggeber ausdrücklich davon entbin-
det.

(3) Inwiefern der Ziviltechniker hinsichtlich
dieser Angelegenheiten von der Verbindlichkeit
zur Ablegung eines Zeugnisses im Zivil- oder
Strafverfahren befreit ist, bestimmt die Zivil- und
Strafprozeßordnung.

§ 16. (1) Die Urkunden gemäß § 4 Abs. 2
müssen vom Ziviltechniker unter Beidruck des
Siegels gefertigt werden und haben das Datum und
die fortlaufende Zahl des chronologischen Ver-
zeichnisses zu enthalten. Sie sind in chronologische
Verzeichnisse einzutragen.

(2) Die chronologischen Verzeichnisse sind als
Beweismittel aufzubewahren und haben zu enthal-
ten:

1. die fortlaufende Geschäftszahl, das Datum
der Ausfertigung, Name und Anschrift der
Partei,

2. den Gegenstand,
3. allfällige Anmerkungen.

(3) Die Ausübung der Befugnis ist im gesamten
Bundesgebiet zulässig. Zweigniederlassungen sind
als solche zu kennzeichnen.

(4) Der Ziviltechniker hat die Verlegung des
Sitzes der Kanzlei der Architekten- und Ingeni-
eurkonsulentenkammer, deren Mitglied er ist, bei
Verlegung in den örtlichen Wirkungsbereich einer
anderen Kammer auch dieser, innerhalb von zwei
Wochen anzuzeigen.

Erlöschen, Aberkennung und Ruhen der Befugnis

§ 17 (1) Die Befugnis erlischt:
1. durch den dem Bundesminister für wirtschaft-

liche Angelegenheiten bekanntgegebenen
Verzicht,

2. durch die rechtskräftige Verurteilung wegen
einer mit Bereicherungsvorsatz begangenen
gerichtlich strafbaren Handlung oder durch
die rechtskräftige Verurteilung zu einer mehr
als einjährigen Freiheitsstrafe wegen einer
oder mehrerer mit Vorsatz begangener
sonstiger gerichtlich strafbarer Handlungen,
es sei denn, daß diese Rechtsfolge nachge-
sehen wurde,

3. durch den Verlust der Eigenberechtigung,
4. durch die Eröffnung des Konkurses oder

deren Abweisung mangels hinreichenden
Vermögens,

5. durch die rechtskräftig verhängte Disziplinar-
strafe des Verlustes der Befugnis.

(2) Die Befugnis ist vom Bundesminister für
wirtschaftliche Angelegenheiten abzuerkennen.

1. wenn nachträglich festgestellt wurde, daß
eines der Erfordernisse für die Erlangung der
Befugnis gemäß § 5 zur Zeit der Verleihung
der Befugnis nicht erfüllt war,

2. wenn bei der Ausübung der Befugnis Mängel
festgestellt wurden, aus denen hervorgeht,
daß die notwendige fachliche Eignung zur
Ausübung der Befugnis mangelt.

(3) Das Erlöschen der Befugnis ist durch
Bescheid des Bundesministers für wirtschaftliche
Angelegenheiten festzustellen.

(4) Bescheide gemäß Abs. 2 und 3 sind der
zuständigen Architekten- und Ingenieurkonsulen-
tenkammer zur Kenntnis zu bringen.

(5) Das Erlöschen sowie die Aberkennung der
Befugnis sind auf Kosten der zuständigen Architek-
ten- und Ingenieurkonsulentenkammer durch den
Landeshauptmann im Amtsblatt des in Betracht
kommenden Bundeslandes zu verlautbaren.

(6) Ziviltechniker können jederzeit nach Able-
gung des vorgeschriebenen Eides ihre Befugnis
ruhen lassen. Sie haben dies der Architekten- und
Ingenieurkonsulentenkammer innerhalb von zwei
Wochen schriftlich anzuzeigen.

(7) Die Wiederaufnahme der Ausübung der
Befugnis ist vorher der Architekten- und Ingenieur-
konsulentenkammer schriftlich anzuzeigen.

§ 18. Die Strafgerichte sind verpflichtet, die im
§ 17 Abs. l Z 2 angeführten rechtskräftigen Verur-
teilungen von Ziviltechnikern dem Bundesminister
für wirtschaftliche Angelegenheiten mitzuteilen.
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Siegel

§ 19. (1) Architekten und Ingenieurkonsulenten
haben ein Siegel zu führen, das das Bundeswappen
der Republik Österreich wiederzugeben und den
Vor- und Zunamen, akademische Grade, die
verliehene Befugnis unter Beifügung des Fach-
gebietes sowie den Sitz der Kanzlei anzugeben hat.
Ferner kann das Siegel ehrenhalber verliehene
akademische Grade und Berufstitel angeben.

(2) Vor der Eidesablegung ist die Genehmigung
der Form des Siegels zu erwirken. Die Genehmi-
gung der Form des Siegels wird von der
Architekten- und Ingenieurkonsulentenkammer
nach Überprüfung des vorzulegenden Siegelab-
druckes erteilt. Hierüber ist eine Bescheinigung
auszustellen.

(3) Der Ziviltechniker hat das Siegel vor der
Benützung durch Unbefugte zu schützen. Der
Verlust des Siegels ist der Architekten- und
Ingenieurkonsulentenkammer unverzüglich anzu-
zeigen.

(4) Ziviltechniker sind berechtigt, auf Geschäfts-
papieren das Bundeswappen zu führen.

Ziviltechnikerausweis

§ 20. Jedem Ziviltechniker ist durch die
zuständige Architekten- und Ingenieurkonsulenten-
kammer ein mit dem Siegel der Architekten- und
Ingenieurkonsulentenkammer versehener Lichtbild-
ausweis auszustellen, welcher den Namen und Sitz
der' Kanzlei, die Adresse, das Geburtsdatum des
Inhabers, die Art der verliehenen Befugnis anzu-
geben sowie dessen eigenhändige Unterschrift
wiederzugeben hat.

2. ABSCHNITT

Ziviltechnikergesellschaften

Gesellschaftszweck

§ 21. (1) Nach Maßgabe der folgenden Bestim-
mungen dürfen Ziviltechniker zum ausschließlichen
Zweck dauernder Ausübung des Ziviltechnikerbe-
rufes eingetragene Erwerbsgesellschaften, Gesell-
schaften mit beschränkter Haftung und Aktien-
gesellschaften mit eigener, vom Bundesminister für
wirtschaftliche Angelegenheiten verliehener Befug-
nis bilden (Ziviltechnikergesellschaften).

(2) Ziviltechnikergesellschaften üben selbst den
Beruf des Ziviltechnikers aus.

(3) Die Bildung einer Gesellschaft bürgerlichen
Rechtes mit Gewerbetreibenden ist nur zulässig,
wenn diese zu ausführenden Tätigkeiten nicht
berechtigt sind. Eine solche Gesellschaft unterliegt
nicht den Bestimmungen des 2. Abschnittes dieses
Bundesgesetzes.

Befugnis

§ 22. (1) Die Befugnis wird vom Bundesminister
für wirtschaftliche Angelegenheiten auf Antrag der
Gesellschaft für einen bestimmten Sitz verliehen.
Gesellschaften, die ihre Rechtspersönlichkeit erst
durch spätere Eintragung in das Firmenbuch
erlangen, sind im Verfahren über die Verleihung
der Befugnis parteifähig und von den vorgesehenen
Organen zu vertreten.

(2) Die Befugnis ist zu verleihen, wenn:
1. die Ziviltechnikergesellschaft zumindest

rechtsfähig im Sinne des § 124 Handelsge-
setzbuch, dRGBl. S 219/1897, in der jeweils
geltenden Fassung, ist,

2. sämtliche Inhalte der beantragten Gesell-
schaftsbefugnis durch ausgeübte Befugnisse
von geschäftsführungs- und vertretungsbefug-
ten Ziviltechnikern (§ 1), die Gesellschafter
oder Vorstandsmitglieder sind, gesetzmäßig
nachgewiesen sind,

3. der Gesellschaftsvertrag den Bestimmungen
dieses Bundesgesetzes entspricht.

(3) Ohne Nachweis der Befugnis dürfen Zivil-
technikergesellschaften nicht ins Firmenbuch ein-
getragen werden.

§ 23. Die Befugnis erlischt:
1. mit Verlust der Rechtsfähigkeit (§ 22 Abs. 2

Z 1),
2. drei Monate nach dem Wegfall einer der für

die Erteilung vorausgesetzten Befugnisse
(§ 22 Abs. 2 Z 2), sofern diese nicht inner-
halb dieser Frist ersetzt wird,

3. durch Änderungen des Gesellschaftsvertrages,
die den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes
widersprechen.

§ 24. Das Erlöschen der Befugnis der Zivil-
technikergesellschaft ist durch Bescheid des
Bundesministers für wirtschaftliche Angelegenhei-
ten festzustellen.

Sitz und Firma

§ 25. (1) Ziviltechnikergesellschaften müssen
ihren Sitz in Österreich am Kanzleisitz eines der
geschäftsführungs- und vertretungsbefugten Gesell-'
schafter oder Vorstandsmitglieder haben.

(2) Ziviltechnikergesellschaften müssen ihrer
Firma den Zusatz „Ziviltechnikergesellschaft"
unter Beachtung der allgemeinen firmenrechtli-
chen Bestimmungen beifügen. Das Wort „Zivil-
techniker" darf mit „ZT" abgekürzt werden.

(3) In Geschäftspapieren sind die Namen und
Befugnissse aller geschäftsführungs- und vertre-
tungsbefugten Gesellschafter anzuführen.

Gesellschafter

§ 26. (1) Gesellschafter einer Ziviltechnikerge-
sellschaft dürfen nur natürliche Personen sein.
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(2) Gewerbetreibende, deren Tätigkeit der
Befugnis einer Ziviltechnikergesellschaft fachlich
entspricht, sowie geschäftsführungs- und vertre-
tungsbefugte Gesellschafter oder leitende Ange-
stellte solcher Gewerbetreibenden dürfen nicht
Gesellschafter dieser Ziviltechnikergesellschaft sein.

Treuhandverbote

§ 27 Ausübende Ziviltechniker müssen ihre
Gesellschafterstellung im eigenen Namen und für
eigene Rechnung innehaben und ausüben. Die
treuhändige Übertragung und Ausübung von
Gesellschaftsrechten ist unzulässig.

Organisationsgrundsätze

§ 28. (1) In einer Ziviltechnikergesellschaft muß
die Kapitalbeteiligung der Ziviltechniker mit
ausgeübter Befugnis mehr als die Hälfte betragen.
Geschäftsführung und Vertretung müssen Gesell-
schaftern mit ausgeübter Befugnis vorbehalten sein.
In Geschäftsfällen, in denen fachverschiedene
Befugnisse mehrerer Ziviltechniker erforderlich
sind, hat der Gesellschaftsvertrag einschlägig
befugte Geschäftsführer jedenfalls zu gemein-
samem Handeln zu verpflichten.

(2) Über fachliche Fragen der Berufsausübung
der Ziviltechnikergesellschaft entscheiden in den
jeweils zuständigen Gesellschaftsorganen aus-
schließlich die Gesellschafter mit ausgeübter
Befugnis. Gegen den Willen jener Gesellschafter,
die über die für den Gegenstand der Entscheidung
fachlich einschlägige Befugnis verfügen, darf keine
Entscheidung getroffen werden.

(3) Berufsfremde Gesellschafter sind zur Ein-
haltung der Standesregeln vertraglich zu verpflich-
ten.

(4) Sofern Ziviltechnikergesellschaften eingetra-
gene Erwerbsgesellschaften sind, dürfen Gesell-
schafter, die keine ausgeübte Befugnis haben, nur
Kommanditisten sein.

(5) Sofern Ziviltechnikergesellschaften Aktien-
gesellschaften sind, hat die Satzung ausschließlich
Namensaktien vorzusehen. Die Übertragung der
Aktien ist an die Zustimmung der Hauptver-
sammlung zu binden. Die Hauptversammlung ist
zu verpflichten, der Übertragung nur unter
Beachtung der Vorschriften dieses Bundesgesetzes
und der Standesregeln zuzustimmen.

Anwendung der Bestimmungen des 1. Abschnittes

§ 29. Die Bestimmungen des § 4 Abs. 3 bis 5,
§ 12, § 15, § 17 Abs. l Z l und 4 und Abs. 2 bis 4
sind auf Ziviltechnikergesellschaften anzuwenden.

3. ABSCHNITT
Strafbestirnmungen

Schutz von Berufsbezeichnungen

§ 30. (1) Die Bezeichnungen „Ziviltechniker",
„Architekt", „Ingenieurkonsulent" und „Zivilinge-
nieur" dürfen von Personen, denen eine ent-
sprechende Befugnis nicht verliehen wurde, nicht
geführt werden.

(2) Das Wort „Ziviltechniker" darf nur der
Firma einer berufsbefugten Ziviltechnikergesell-
schaft beigefügt werden.

Unzulässige Berufsausübung

§ 31. Wer
1. gewerbsmäßig Tätigkeiten eines Ziviltechni-

kers verrichtet, zu denen er nicht auf Grund
dieses Bundesgesetzes oder auf Grund
anderer bundesgesetzlicher Bestimmungen
berechtigt ist,

2. unberechtigt die im § 30 angeführten Be-
zeichnungen führt oder seiner Firma beifügt,
begeht, sofern die Tat nicht den Tatbestand
einer in die Zuständigkeit der Gerichte
fallenden strafbaren Handlung bildet oder
nach anderen Verwahungsstrafbestimmungen
mit strengerer Strafe bedroht ist, eine
Verwaltungsübertretung und ist mit einer
Geldstrafe bis 100 000 S zu bestrafen. Die
Dauer der im Fall der Uneinbringlichkeit der
Geldstrafe zu bestimmenden Ersatzfreiheits-
strafe darf 14 Tage nicht übersteigen.

4. ABSCHNITT
Übergangs- und Schlußbestimmungen

Übergangsbestimmungen

§ 32. (1) Die vor Inkrafttreten dieses Bundes-
gesetzes verliehenen Befugnisse bleiben in dem
zum Zeitpunkt der Verleihung bestandenen Be-
rechtigungsumfang aufrecht.

(2) Insbesondere sind nach Maßgabe des Abs. l
Zivilingenieure weiterhin zur Ausübung ihrer
Befugnis während der Dauer eines privaten
Dienstverhältnisses und zu ausführenden Tätigkei-
ten unter der Bezeichnung „Zivilingenieur" berech-
tigt. Auf Grund bloßer Erklärung an die
Architekten- und Ingenieurkonsulentenkammer,
deren Mitglied sie sind, können Zivilingenieure
für Hochbau zur Ausübung der Befugnis eines
Architekten, alle übrigen Zivilingenieure zur Aus-
übung der Befugnis eines Ingenieurkonsulenten auf
dem gleichen Fachgebiet übergehen.

(3) Die vor dem Inkrafttreten dieses Bundes-
gesetzes erfolgten Zulassungen zur Ziviltechniker-
prüfung gelten als Zulassung zur Zivil-
technikerprüfung gemäß § 9 Abs. 2 dieses Bundes-
gesetzes.
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(4) Ziviltechnikerprüfungen, die vor dem In-
krafttreten dieses Bundesgesetzes erfolgreich abge-
legt wurden, gelten als Ziviltechnikerprüfungen im
Sinne dieses Bundesgesetzes.

(5) Personen, die vor dem Inkrafttreten dieses
Bundesgesetzes gemäß § 11 in • Verbindung mit
§ 17 des Ziviltechnikergesetzes, BGBl. Nr. 146/
1957, zur Ziviltechnikerprüfung zugelassen wur-
den, ist die Befugnis eines Ingenieurkonsulenten für
jenes Fachgebiet zu verleihen, in welchem die
Befugniswerber die Ziviltechnikerprüfung erfolg-
reich absolvierten.

(6) Personen, die vor Inkrafttreten dieses
Bundesgesetzes das Studium der Innenarchitektur
an der Hochschule für angewandte Kunst in Wien
oder an der Hochschule für künstlerische und
industrielle Gestaltung in Linz absolviert haben, ist
die Befugnis eines Ingenieurkonsulenten für Innen-
architektur zu verleihen, sofern die nach diesem
Bundesgesetz erforderlichen Voraussetzungen er-
füllt sind und der Antrag auf Verleihung spätestens
zehn Jahre nach Inkrafttreten dieses Bundesge-
setzes gestellt wird.

(7) Der Bundesminister für wirtschaftliche
Angelegenheiten hat von den Bestimmungen dieses
Bundesgesetzes abweichende Regelungen, sofern
dies zur Erfüllung zwischenstaatlicher Vereinba-
rungen erforderlich ist, nach Maßgabe dieser
Vereinbarungen durch Verordnung zu treffen.
Solche Verordnungen können bereits vor Inkraft-
treten der zwischenstaatlichen Vereinbarung er-
lassen werden, treten jedoch erst mit dieser in
Kraft. Der Bundesminister für wirtschaftliche
Angelegenheiten hat insbesondere unter Berück-
sichtigung der Richtlinien des Rates vom 10. Juni
1985, 85/384/EWG, und vom 21. Dezember 1988,
89/48/EWG, durch Verordnung zu bestimmen,
welche Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstigen
Befähigungsnachweise, die auf dem Gebiet der
EWR-Vertragsparteien außerhalb der Republik
Österreich erworben wurden, die Voraussetzung
der Fachstudien im Sinne des § 7 zu erfüllen
geeignet sind, welche Berufsbezeichnungen Staats-
angehörige der EWR-Vertragsparteien in Öster-
reich führen dürfen, ferner daß Staatsangehörige
der EWR-Vertragsparteien das Erbringen von
Dienstleistungen vorher bei den gleichfalls zu
bestimmenden Stellen anzuzeigen haben und den
Disziplinarvorschriften in gleicher Weise wie
Inländer unterliegen. Die Verordnung hat weiters
zu regeln, ob und welche zusätzlichen Voraus-
setzungen Staatsangehörige der EWR-Vertragspar-
teien für die Verleihung einer Befugnis nach
diesem Bundesgesetz zu erfüllen haben.

Inkrafttreten

§ 33. Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Juni 1994
in Kraft. Mit Ablauf des 31. Mai 1994 tritt das

Ziviltechnikergesetz, BGBl. Nr. 146/1957, in der
geltenden Fassung außer Kraft.

Vollziehung

§ 34. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für wirtschaftliche Angele-
genheiten, hinsichtlich der §§18 und 22 Abs. 3
jedoch der Bundesminister für Justiz betraut.

Artikel II

Änderung der Gewerbeordnung 1973

Die Gewerbeordnung 1973, BGBl. Nr. 50/1974,
zuletzt geändert durch Bundesgesetz BGBl.
Nr. 532/1993, wird wie folgt geändert:

1. Im § 11 Abs. 5 zweiter Satz werden die
Worte „zwei Wochen" durch die Worte „zwei
Monate" ersetzt.

2. Der bisherige § 218 erhält die Bezeichnung
„Abs. l"; als Abs. 2 wird angefügt:

„(2) Der Bundesminister für wirtschaftliche
Angelegenheiten hat frühestens nach einer Beob-
achtungszeit von einem Jahr ab Inkrafttreten dieses
Bundesgesetzes auf Antrag des Gewerbetreibenden
innerhalb von drei Monaten durch Bescheid
festzustellen, daß der Gewerbetreibende, dessen
Gewerbeberechtigung das Recht zur umfassenden
Planung gemäß § 216 Abs. l Z l beinhaltet, neben
der Bezeichnung „Baumeister" auch die Bezeich-
nung „Gewerblicher Architekt" verwenden darf,
wenn er

1. ein Diplom, ein Prüfungszeugnis oder einen
sonstigen Befähigungsnachweis entsprechend
den Artikeln 10 und 11 der Richtlinie 85/
384/EWG vom 10. Juni 1985 für die gegen-
seitige Anerkennung der Diplome, Prüfungs-
zeugnisse und sonstigen ' Befähigungsnach-
weise auf dem Gebiet der Architektur und
für Maßnahmen zur Erleichterung der
tatsächlichen Ausübung des Niederlassungs-
rechts und des Rechts auf freien Dienstlei-
stungsverkehr, ABl. Nr. L 223 vom 21. Au-
gust 1985, S 15/25 — Anhang VH Z 18 des
EWR-Abkommens,
a) entweder auf Grund der erfolgreichen

Ablegung der Reifeprüfung an einer
einschlägigen inländischen höheren tech-
nischen Lehranstalt (Hochbau) erworben
hat und mindestens zehn Jahre als
Baugewerbetreibender oder in einer dem
gleichzuhaltenden Funktion tätig war

b) oder auf Grund eines inländischen ein-
schlägigen HochschuI(Universitäts)studi-
ums erworben hat und

2. in einem Mitgliedstaat des Europäischen
Wirtschaftsraumes oder der Europäischen
Union auf Grund der dort geltenden
Vorschriften und Normen oder auch nur
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tatsächlich von der Übernahme von öffentli-
chen Aufträgen auf dem Fachgebiet seiner
Gewerbeberechtigung oder von der Beteili-
gung an öffentlichen Ausschreibungen oder
auf Grund der dort geltenden Vorschriften
und Normen von der Übernahme von
privaten Aufträgen oder von der Beteiligung
an privaten Ausschreibungen nur deshalb
ausgeschlossen wurde, weil er diese Bezeich-
nung nicht führen darf, sofern dieser Aus-
schluß nicht nur gegenüber einem inländi-
schen Wettbewerbsteilnehmer wirksam wird."

Klestil

Vranitzky

157 Bundesgesetz über die Kammern der
Architekten und Ingenieurkonsulenten (Zivil-

technikerkammergesetz 1993 — ZTKG)

Der Nationalrat hat beschlossen:

1. ABSCHNITT

Architekten- und Ingenieurkonsulentenkammern

Errichtung, Zweck und Sitz

§ 1. (1) Als berufliche Vertretungen des Standes
der staatlich befugten und beeideten Ziviltechniker
(Architekten und Ingenieurkonsulenten) sind fol-
gende Kammern (Architekten- und Ingenieurkon-
sulentenkammern) berufen:

1. Länderkammern :
a) die Architekten- und Ingenieurkonsulen-

tenkammer für Wien, Niederösterreich
und Burgenland mit dem Sitz in Wien;

b) die Architekten- und Ingenieurkonsulen-
tenkammer für Steiermark und Kärnten
mit dem Sitz in Graz;

c) die Architekten- und Ingenieurkonsulen-
tenkammer für Oberösterreich und Salz-
burg mit dem Sitz in Linz;

d) die Architekten- und Ingenieurkonsulen-
tenkammer für Tirol und Vorarlberg mit
dem Sitz in Innsbruck;

2. die Bundes-Architekten- und Ingenieurkonsu-
lentenkammer (im folgenden: die Bundes-
kammer) mit dem Sitz in Wien.

(2) Der örtliche Wirkungsbereich jeder Länder-
kammer erstreckt sich auf die jeweiligen in Abs. l
angeführten Bundesländer, der der Bundeskammer
auf das gesamte Bundesgebiet.

(3) Sämtliche Kammern gemäß Abs. l sind
Körperschaften des öffentlichen Rechtes und
berechtigt, das Wappen der Republik Österreich
zu führen.

2. ABSCHNITT

Länderkammern

Wirkungsbereich

§ 2. (1) Die Länderkammern sind berufen,
innerhalb ihres örtlichen Wirkungsbereiches die
beruflichen, sozialen und wirtschaftlichen Inter-
essen der Ziviltechniker wahrzunehmen und zu
fördern, für die Wahrung des Standesansehens zu
sorgen und die Erfüllung der Berufspflichten der
Ziviltechniker zu überwachen.

(2) Die in Abs. l umschriebenen Aufgaben sind
solche des selbständigen Wirkungsbereiches. In
diesem sind die Länderkammern insbesondere
berufen :

1. den Behörden sowie Universitäten und
Hochschulen auf deren Ersuchen oder von
Amts wegen in allen Fragen, die die
Interessen ihrer Mitglieder berühren, Be-
richte und Gutachten zu erstatten sowie
Anregungen zu geben;

2. das standesgemäße Verhalten der Kammer-
mitglieder zu beaufsichtigen;

3. über Ersuchen Gutachten über die Ange-
messenheit der von ihren Mitgliedern
geforderten Honorare zu erstatten;

4. Streitigkeiten zwischen ihren Mitgliedern zu
schlichten;

5. von ihren Mitgliedern begangene Verletzun-
gen der Berufs- oder Standespflichten
disziplinär zu verfolgen;

6. einen Unterstützungsfonds für ihre Mitglie-
der und deren Hinterbliebene zu betreiben;

7 ein Verzeichnis der Ziviltechniker und der
Ziviltechnikergesellschaften zu führen;

8. die fachliche Weiterbildung ihrer Mitglieder
zu fördern;

9. die Anwärter auf den Berufsantritt vorzube-
reiten und ein Verzeichnis der Anwärter zu
führen;

10. ein öffentliches zugängliches Verzeichnis
jener Gesellschaften bürgerlichen Rechtes
zu führen, an denen Ziviltechniker beteiligt
sind. Dieses Verzeichnis hat jedenfalls
Name, Sitz, Dauer, Gegenstand und die
Namen der an der Gesellschaft beteiligten
Ziviltechniker zu enthalten. Bestehende
Beteiligungen sind innerhalb von drei
Monaten ab Inkrafttreten dieses Bundes-
gesetzes zu melden.

(3) Im übertragenen Wirkungsbereich sind die
Länderkammern berufen, an der Verwaltung des
Bundes und der Länder in jenem Umfang
mitzuwirken, der in den Gesetzen bestimmt ist.
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Gliederung der Länderkammern

§ 3. Jede Länderkammer gliedert sich in die
Sektionen Architekten und Ingenieurkonsulenten;
der Sektion Architekten gehören alle Kammermit-
glieder an, denen die Befugnis eines Architekten
verliehen wurde, die übrigen der Sektion Inge-
nieurkonsulenten.

Gemeinsame und sektionseigene Angelegenheiten

§ 4. (1) Sektionseigene Angelegenheiten sind
solche, die die fachlichen oder beruflichen Inter-
essen der Angehörigen nur einer Sektion unmittel-
bar berühren.

(2) Gemeinsame Angelegenheiten sind alle
übrigen, insbesondere die auf Grund dieses
Bundesgesetzes dem Präsidium, dem Kammervor-
stand oder der Kammervollversammlung zuge-
wiesenen Angelegenheiten.

(3) Im Zweifel entscheidet darüber der Vorstand
der Bundeskammer.

Mitglieder

§ 5. (1) Ziviltechniker, die ihre Befugnis aus-
üben, sind Mitglieder jener Länderkammer, in
deren örtlichem Wirkungsbereich sie den Sitz ihrer
Kanzlei haben.

(2) Ziviltechniker, deren Befugnis ruht, sind
Mitglieder jener Länderkammer, in deren örtlichem
Wirkungsbereich sie ihren Hauptwohnsitz haben.
Liegt ein Hauptwohnsitz im Inland nicht vor, so ist
der letzte Kanzleisitz maßgebend.

(3) Die Mitgliedschaft beginnt mit dem Tage der
Eidesablegung (§ 13 des Ziviltechnikergesetzes).

Pflichten der Mitglieder

§ 6. Die Mitglieder sind verpflichtet, die ihnen
gesetzlich auferlegten Berufspflichten sowie die
Standesregeln einzuhalten. Sie sind weiters ver-
pflichtet, die Beschlüsse der Kammerorgane zu
befolgen, die vorgeschriebenen Umlagen und
sonstigen Beiträge zu entrichten und die Länder-
kammer sowie die Bundeskammer in ihren
Aufgaben zu unterstützen.

Organe

§ 7 Organe der Länderkammer sind:
1. der Präsident (§ 8)
2. das Präsidium (§ 9)
3. der Kammervorstand (§ 10)
4. die Kammervollversammlung (§ 11)
5. der Sektionsvorsitzende (§ 12)
6. der Sektionsvorstand (§ 13)
7 der Sektionstag (§ 14)
8. die Rechnungsprüfer (§ 53)
9. der Disziplinarausschuß (§ 57).

Präsident

§ 8. (1) Der Präsident und der Vizepräsident
werden in je einem Wahlgang vom Kammervor-
stand aus den Reihen seiner Mitglieder gewählt.
Sie haben verschiedenen Sektionen anzugehören.

(2) Der Präsident vertritt die Länderkammer
nach außen, er leitet und überwacht die gesamte
Geschäftsführung. Er beruft die Sitzungen des
Präsidiums, des Kammervorstandes und der
Kammervollversammlung ein und führt in diesen
den Vorsitz. Ihm obliegt die Durchführung der
Beschlüsse dieser Organe. Er hat für die Ein-
haltung der gesetzlichen Vorschriften, insbesondere
für die Beachtung der Grenzen- des Wirkungsbe-
reiches der Länderkammer zu sorgen.

(3) Der Präsident wird im Falle seiner Verhin-
derung durch den Vizepräsidenten vertreten.

Präsidium

§ 9. (1) Das Präsidium besteht aus dem
Präsidenten, dem Vizepräsidenten sowie den
Sektionsvorsitzenden und deren Stellvertreter.

(2) Das Präsidium ist berufen zur:
1. Erstattung von Vorschlägen und Gutachten

nach dem Ziviltechnikergesetz, in Titel- und
Auszeichnungsangelegenheiten und bei Ein-
tragungen in die Liste der gerichtlich
beeideten Sachverständigen;

2. Besorgung aller Aufgaben, die dem Präsidium
vom Kammervorstand übertragen werden
(§ 10 Abs. 4);

3. Entscheidung bei besonderer Dringlichkeit
und in jenen Fällen, in denen der Kammer-
vorstand innerhalb der gestellten Frist keinen
Beschluß fassen kann.

Kammervorstand

§ 10. (1) Der Kammervorstand besteht in der
Architekten- und Ingenieurkonsulentenkammer für
Wien, Niederösterreich und Burgenland aus 14, für
Steiermark und Kärnten aus 14, für Oberösterreich
und Salzburg aus 14 und für Tirol und Vorarlberg
aus 10 Mitgliedern, die je zur Hälfte den beiden
Sektionen anzugehören haben.

(2) Dem Kammervorstand gehören in der nach
der Wahl in den Sektionsvorstand festgelegten
Reihenfolge soviele der Gewählten an, als der
Sektion Sitze im Kammervorstand zustehen.

(3) Der Präsident kann den Kammervorstand
jederzeit einberufen. Wenn es das Präsidium oder
mindestens ein Viertel der Mitglieder des Kammer-
vorstandes unter Angabe des zu behandelnden
Gegenstandes schriftlich verlangen, hat der Präsi-
dent den Kammervorstand binnen drei Wochen
einzuberufen.
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(4) Der Kammervorstand ist in allen Angelegen-
heiten zuständig, die nicht einem anderen Organ
zugewiesen sind. Auf Antrag einer Sektion kann er
Fachgruppen einrichten, deren Aufgabenbereich
und organisatorischer Aufbau in der Geschäfts-
ordnung (§ 49) zu regeln sind. Der Kammervor-
stand ist ermächtigt, mit Verordnung folgende
Aufgaben dem Präsidium zu übertragen, sofern
dies im Interesse der Zweckmäßigkeit, Raschheit
und Einfachheit gelegen ist:

1. Entsendung von Vertretern in Körperschaf-
ten, Kollegien oder Beiräte und Erstattung
von Besetzungsvorschlägen für solche Stellen;

2. Besorgung der wirtschaftlichen Angelegen-
heiten, soweit nicht die Kammervollversamm-
lung zuständig ist, sowie aller Dienstangele-
genheiten der Kammerbediensteten nach
Maßgabe der Kammergeschäftsordnung
(§ 49) und der Dienstordnung (§ 50).

(5) Die Verordnung gemäß Abs. 4 ist in den
Kammernachrichten kundzumachen. Sie tritt, wenn
darin nicht ein späterer Tag bestimmt ist, mit dem
der Kundmachung folgenden Tag in Kraft.

Kammervollversammlung

§ 11. (1) Die Kammervollversammlung besteht
aus sämtlichen Mitgliedern der Länderkammer.

(2) Der Präsident kann die Kammervollver-
sammlung jederzeit einberufen. Er hat sie jedenfalls
jährlich mindestens einmal einzuberufen. Wenn es
der Kammervorstand oder mindestens ein Viertel
der Kammermitglieder unter Angabe des zu
behandelnden Gegenstandes schriftlich verlangen,
hat der Präsident die Kammervollversammlung
binnen drei Wochen einzuberufen. Die Einberu-
fung hat mindestens drei Wochen vor dem Termin
unter Bekanntgabe der Tagesordnung schriftlich zu
erfolgen.

(3) Die Kammervollversammlung ist ohne
Rücksicht auf die Zahl der Erschienenen beschluß-
fähig.

(4) Die Kammervollversammlung ist berufen
zur:

1. Entgegennahme des Berichtes der Rechnungs-
prüfer und Genehmigung des Rechnungsab-
schlusses (§ 53 Abs. 2 und § 51);

2. Genehmigung des Jahresvoranschlages (§ 51);
3. Festsetzung der von den Kammermitgliedern

zu leistenden Umlagen und sonstigen Beiträge
(S 52);

4. Wahl der Rechnungsprüfer und ihrer Ersatz-
männer (§ 53);

5. Erlassung der Kammergeschäftsordnung
(§ 49), der Dienstordnung (§ 50) und des
Statutes für den Unterstützungsfonds (§ 17
Abs. 4);

6. Entscheidung über Berufungen gegen Ent-
scheidungen des Kammervorstandes über
Zuwendungen aus dem Unterstützungsfonds
(S 17 Abs. 5);

7 Behandlung aller Angelegenheiten, die vom
Kammervorstand oder gemäß der Geschäfts-
ordnung vorgelegt werden.

Sektionsvorsitzende

§ 12. (1) Der Sektionsvorsitzende und sein
Stellvertreter werden in je einem Wahlgang vom
Sektionsvorstand aus den Reihen seiner Mitglieder,
die dem Kammervorstand angehören, gewählt. Der
Präsident der Länderkammer und sein Stellver-
treter können nicht gleichzeitig Sektionsvorsitzen-
der oder dessen Stellvertreter sein.

(2) Der Sektionsvorsitzende vertritt die Länder-
kammer in sektionseigenen Angelegenheiten im
Einvernehmen mit dem Präsidenten nach außen. Er
beruft die Sitzungen des Sektionsvorstandes ein
und führt in diesen den Vorsitz. Ihm obliegt die
Durchführung der Beschlüsse. Im Falle seiner
Verhinderung hat ihn sein Stellvertreter zu
vertreten.

Sektionsvorstand

§ 13. (1) Jeder Sektionsvorstand besteht aus 8 bis
15 Mitgliedern, die von den Sektionsangehörigen
gewählt werden. Die genaue Anzahl hat die
Wahlordnung (§ 44) unter Berücksichtigung der
Anzahl der Sektionsangehörigen zu bestimmen.

(2) In der Sektion Ingenieurkonsulenten darf
höchstens die Hälfte der Mitglieder des Sektions-
vorstandes eine Befugnis für das gleiche Fachgebiet
haben.

(3) Der Sektionsvorsitzende kann den Sektions-
vorstand jederzeit einberufen; er hat ihn binnen
drei Wochen einzuberufen, wenn es mindestens ein
Viertel seiner Mitglieder unter Angabe des zu
behandelnden Gegenstandes verlangt.

(4) Der Sektionsvorstand ist in allen sektions-
eigenen Angelegenheiten zuständig, die nicht einem
anderen Organ zugewiesen sind.

Sektionstag

§ 14. (1) Der Sektionstag besteht aus sämtlichen
Angehörigen einer Sektion.

(2) Der Sektionsvorsitzende kann den Sektions-
tag jederzeit einberufen. Wenn es der Sektionsvor-
stand oder mindestens ein Viertel der
Sektionsangehörigen unter Angabe des zu behan-
delnden Gegenstandes schriftlich verlangen, hat der
Sektionsvorsitzende den Sektionstag binnen drei
Wochen einzuberufen. Die Einberufung hat
mindestens zehn Tage vor dem Termin unter
Bekanntgäbe der Tagesordnung schriftlich zu
erfolgen.
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(3) Der Sektionstag ist ohne Rücksicht auf die
Zahl der Erschienenen beschlußfähig.

(4) Der Sektionstag ist berufen zur
1. Erlassung der Sektionsgeschäftsordnung;
2. Behandlung aller Angelegenheiten, die vom

Sektionsvorstand oder gemäß der Geschäfts-
ordnung vorgelegt werden.

Kammerdirektion

§ 15. (1) Zur Besorgung der Konzepts-, Kanzlei-
und Kassageschäfte ist bei jeder Länderkammer
eine Kammerdirektion einzurichten, deren Kosten
die Länderkammer zu bestreiten hat.

(2) Zur Leitung der Kammerdirektion kann der
Kammervorstand einen Kammerdirektor bestellen,
der rechtskundig sein muß.

Schlichtungsverfahren

§ 16. (1) Die Kammermitglieder sind verpflich-
tet, alle sich zwischen ihnen aus der Berufsaus-
übung als Ziviltechniker oder aus ihrer Tätigkeit in
der Standesvertretung ergebenden Streitigkeiten
vor Einbringung einer zivilgerichtlichen Klage
oder Erhebung einer Privatanklage der Länder-
kammer zur Schlichtung vorzulegen.

(2) Zur Schlichtung berufen ist der Kammervor-
stand. Falls die Streitteile verschiedenen Länder-
kammern angehören, ist der Kammervorstand der
zuerst angerufenen Länderkammer zuständig.

(3) Die Zeit, während der die Länderkammer
mit der Streitigkeit befaßt ist, wird in die
Verjährungsfrist sowie in andere Fristen für die
Geltendmachung des Anspruches bis zur Dauer
von drei. Monaten nicht eingerechnet. Nach Ablauf
von drei Monaten kann eine zivilgerichtliche Klage
eingebracht oder eine Privatanklage erhoben
werden, auch wenn die Streitigkeit noch bei der
Länderkammer anhängig ist.

(4) Die im Zuge eines Schlichtungsverfahrens
geschlossenen und beurkundeten Vergleiche sind
Exekutionstitel gemäß § l Z 15 der Exekutions-
ordnung, RGBl. Nr. 79/1896, in der geltenden
Fassung.

Unterstützungsfonds

§ 17 (1) Jede Länderkammer kann einen
Unterstützungsfonds errichten und betreiben.
Dieser besitzt keine eigene Rechtspersönlichkeit,
er bildet ein zweckgebundenes Sondervermögen
der Länderkammer.

(2) Der Unterstützungsfonds ist dazu bestimmt,
Kammermitglieder oder Hinterbliebene nach Kam-
mermitgliedern, die unmittelbar vor deren Tod in
deren Hausgemeinschaft gelebt haben, durch
einmalige oder wiederkehrende Geldzuwendungen
zu unterstützen, wenn ein unvorhergesehener,
unverschuldeter Notstand vorliegt und die Voraus-

setzungen für die Inanspruchnahme der Wohl-
fahrtseinrichtungen der Bundeskammer (§ 29) nicht
erfüllt sind.

(3) Die Mittel des Unterstützungsfonds sind aus
Umlagen aufzubringen. Die Umlagen sind auf
Grund eines vom Kammervorstand jeweils für ein
Jahr zu erstellenden Voranschlages von der
Kammervollversammlung unter Bedachtnahme auf
das Ausmaß der gemäß dem Statut (Abs. 4) zu
erbringenden Leistungen in einer solchen Höhe
festzusetzen, die den Erfordernissen des Fonds
unter Berücksichtigung seines dauernden Bestandes
und der Erhaltung seiner Leistungsfähigkeit ent-
spricht.

(4) Nähere Bestimmungen über die Aufgaben
des Unterstützungsfonds, die Aufbringung und
Verwaltung der Mittel, die Gewährung von
Unterstützungsleistungen, die Art der Auszahlung
sind unter Bedachtnahme auf die Bestimmungen
der Abs. l bis 3 und 5 in einem Statut zu treffen.
Hiebei sind die Grundsätze der verwaltungs-
organisatorischen Zweckmäßigkeit zu berücksich-
tigen. Das Statut ist in den Nachrichten der
Länderkammer kundzumachen. Es tritt, wenn
darin nicht ein späterer Tag bestimmt ist, mit
dem der Kundmachung folgenden Tag in Kraft.

(5) Die Verwaltung des Unterstützungsfonds ist
von jener des übrigen Kammervermögens getrennt
zu führen und obliegt dem Kammervorstand.
Gegen Entscheidungen des Kammervorstandes
über Zuwendungen aus dem Unterstützungsfonds
steht den Betroffenen die Berufung an die
Kammervollversammlung offen.

3. ABSCHNITT

Bundeskammer

Wirkungsbereich

§ 18. (1) In den Wirkungsbereich der Bundes-
kammer fallen jene Angelegenheiten, die die
gemeinsamen beruflichen, sozialen und wirtschaft-
lichen Interessen der Mitglieder von zwei oder
mehr Länderkammern berühren.

(2) In diesem Rahmen ist die Bundeskammer im
selbständigen Wirkungsbereich insbesondere beru-
fen:

1. den Behörden des Bundes sowie den
Universitäten und den Hochschulen auf
deren Ersuchen oder von Amts wegen
Berichte und Gutachten zu erstatten sowie
Anregungen zu geben;

2. gemeinsame Wohlfahrtseinrichtungen (Ver-
sorgungsfonds, Sterbekassenfonds) für die
Ziviltechniker und deren Hinterbliebene zu
betreiben (§ 29);

3. Standesregeln und Honorarleitlinien für die
Ziviltechniker zu erlassen (§§ 32 und 33);
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4. über Berufungen in Disziplinarangelegenhei-
ten zu entscheiden;

5. die Beziehungen zu anderen Berufsorganisa-
tionen des In- und Auslandes zu pflegen;

6. alle Angelegenheiten zu behandeln, die eine
Länderkammer der Bundeskammer zur Ent-
scheidung vorlegt.

(3) Im übertragenen Wirkungsbereich ist die
Bundeskammer berufen, an der Bundesverwaltung
mitzuwirken, sofern dies Gesetze vorsehen.

Mitglieder

§ 19. Mitglieder der Bundeskammer sind die
Länderkammern.

Organe

§ 20. Organe der Bundeskammer sind:
1. der Präsident (§ 21)
2. das Präsidium (§ 22)
3. der Vorstand (§ 23)
4. der Kammertag (§ 24)
5. die Bundessektion (§ 25)
6. der Bundessektionsvorsitzende (§ 27)
7 das Kuratorium der Wohlfahrtseinrichtungen

(§ 30)
8. die Rechnungsprüfer (§ 53)
9. die Berufungskommission in Disziplinarange-

legenheiten (§ 58).

Präsident

§ 21. (1) Der Präsident und der Vizepräsident
der Bundeskammer werden vom Kammertag aus
den Reihen seiner Mitglieder gewählt. Der
Präsident darf weder in einer Länderkammer
noch in der Bundeskammer eine andere Funktion
nach diesem Bundesgesetz ausüben. Zum Vizeprä-
sidenten kann nur gewählt werden, wer dem
Kammervorstand angehört.

(2) Der Präsident vertritt die Bundes-Architek-
ten- und Ingenieurkonsulentenkammer in gemein-
samen Angelegenheiten nach außen, er leitet und
überwacht die gesamte Geschäftsführung. Er beruft
die Sitzungen des Präsidiums, des Vorstandes und
des Kammertages ein und führt in diesen den
Vorsitz. Er hat für die Einhaltung der gesetzlichen
Vorschriften, insbesondere für die Einhaltung des
Wirkungsbereiches der Bundes-Architekten- und
Ingenieurkonsulentenkammer zu sorgen.

(3) Der Präsident wird im Falle seiner Verhin-
derung durch den Vizepräsidenten vertreten.

Präsidium

§ 22. (1) Das Präsidium der Bundes-Architekten-
und Ingenieurkonsulentenkammer besteht aus
ihrem Präsidenten und Vizepräsidenten und den
Präsidenten der Länderkammern. Wird der
Präsident einer Länderkammer gleichzeitig zum

Vizepräsidenten der Bundes-Architekten- und
Ingenieurkonsulentenkammer gewählt, so ist sein
Vizepräsident Mitglied des Präsidiums.

(2) Das Präsidium ist berufen zur Entscheidung
bei besonderer Dringlichkeit und in jenen Fällen, in
denen der Vorstand innerhalb der gestellten Frist
keinen Beschluß fassen kann.

Vorstand

§ 23. (1) Der Vorstand der Bundeskammer
besteht aus dem Präsidenten der Bundeskammer,
dem Vorsitzenden der Wohlfahrtseinrichtung, den
Präsidenten und den Vizepräsidenten der Länder-
kammern, den Bundessektionsvorsitzenden und
deren Stellvertretern.

(2) Der Präsident kann den Vorstand jederzeit
einberufen. Er hat ihn weiters binnen drei Wochen
einzuberufen, wenn es mindestens drei seiner
Mitglieder unter Angabe des zu behandelnden
Gegenstandes schriftlich verlangen.

(3) Der Vorstand ist in allen Angelegenheiten
zuständig, die nicht einem anderen Organ der
Bundeskammer zugewiesen sind.

(4) Auf Antrag einer Bundessektion kann der
Vorstand Fachgruppen einrichten, deren Aufgaben-
bereich und organisatorischer Aufbau in der
Geschäftsordnung (§ 49) zu regeln ist.

Kammertag

§ 24. (1) Der Kammertag besteht aus dem
Präsidenten der Bundeskammer, den Mitgliedern
der Bundessektionen und den Präsidenten und
Vizepräsidenten der Länderkammern.

(2) Der Kammertag ist jährlich mindestens
einmal abzuhalten, außerdem kann ihn der
Präsident jederzeit einberufen. Der Präsident hat
ihn weiters binnen drei Wochen einzuberufen,
wenn es mindestens ein Viertel der Mitglieder des
Kammertages unter Angabe des zu behandelnden
Gegenstandes schriftlich verlangt. Die Einberufung
hat mindestens zehn Tage vor dem Termin unter
Bekanntgabe der Tagesordnung schriftlich zu
erfolgen.

(3) Der Kammertag ist berufen zur:
1. Entgegennahme des Berichtes der Rechnungs-

prüfer und Genehmigung des Rechnungsab-
schlusses (§ 53 Abs. 2 und § 51);

2. Genehmigung des Jahresvoranschlages (§ 51);
3. Festsetzung der von den Länderkammern zu

leistenden Umlagen (§ 52 Abs. 3);
4. Erlassung des Statutes der Wohlfahrtsein-

richtungen und Festsetzung der von den
Ziviltechnikern für die. Wohlfahrtseinrichtun-
gen zu leistenden Fondsbeiträge (§ 31);

5. Erlassung der Geschäftsordnung und der
Dienstordnung der Bundeskammer (§§ 49
und 50);
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6. Erlassung von Standesregeln und Honorar-
leitlinien (§§ 32 und 33);

7 Behandlung aller Angelegenheiten, die vom
Vorstand oder gemäß der Geschäftsordnung
vorgelegt werden.

Bundessektionen

§ 25. Die Bundeskammer gliedert sich in die
Bundessektionen Architekten und Ingenieurkonsu-
lenten. Die Bundessektionen sind für die sektions-
eigenen Angelegenheiten zuständig. § 4 ist
anzuwenden, wobei an die Stelle des Kammervor-
standes der Vorstand der Bundeskammer und an
die Stelle der Kammervollversammlung der Kam-
mertag tritt.

§ 26. (1) Die Bundessektionen bestehen jeweils
aus 15 Delegierten, und zwar aus den Sektions-
vorsitzenden der gleichnamigen Sektion und deren
Stellvertretern (§ 12); sowie weiteren Delegierten
der Sektionen der Länderkammern. Die Präsiden-
ten und Vizepräsidenten der Länderkammern
dürfen nicht gleichzeitig den Bundessektionen
angehören.

(2) Die Zahl der weiteren Delegierten, die von
den Sektionsangehörigen gewählt werden, wird in
der Wahlordnung unter Bedachtnahme auf die
jeweilige Zahl der Sektionsangehörigen festgelegt.

§ 27 (1) Der Bundessektionsvorsitzende und
sein Stellvertreter werden in je einem Wahlgang
aus den Reihen der Mitglieder der Bundessektion
gewählt. Sie haben verschiedenen Länderkammern
anzugehören und müssen in der Bundessektion
Ingenieurkonsulenten überdies Befugnisse verschie-
dener Fachrichtungen besitzen.

(2) Der Bundessektionsvorsitzende vertritt die
Bundeskammer in sektionseigenen Angelegenheiten
im Einvernehmen mit dem Präsidenten nach außen.
Er beruft die Sitzungen der Bundessektion ein und
führt in diesen den Vorsitz. Ihm obliegt die
Durchführung der Beschlüsse. Im Falle seiner
Verhinderung hat ihn sein Stellvertreter zu
vertreten.

(3) Der Bundessektionsvorsitzende kann die
Bundessektion jederzeit einberufen. Wenn es
mindestens ein Viertel der Bundessektion unter
Angabe des zu behandelnden Gegenstandes schrift-
lich verlangt, hat er die Bundessektion binnen drei
Wochen einzuberufen. Die Einberufung hat
mindestens zehn Tage vor dem Termin unter
Bekanntgabe der Tagesordnung zu erfolgen.

Generalsekretariat

§ 28. (1) Zur Besorgung der Konzepts-, Kanzlei-
und Kassageschäfte ist bei der Bundeskammer ein
Generalsekretariat zu errichten, dessen Kosten von
der Bundeskammer zu bestreiten sind.

(2) Zur Leitung des Generalsekretariates hat der
Vorstand der Bundeskammer einen Generalsekre-
tär zu bestellen, der rechtskundig sein muß.

Wohlfahrtseinrichtungen

§ 29. (1) Als gemeinsame Wohlfahrtseinrichtun-
gen für die Ziviltechniker und deren Hinterblie-
bene sind ein Versorgungsfonds und ein
Sterbekassenfonds zu errichten und zu betreiben.
Diese Fonds besitzen keine eigene Rechtspersön-
lichkeit, sie bilden zweckgebundene Sondervermö-
gen der Bundeskammer.

(2) Nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen
haben Anspruch auf einmalige oder wiederkeh-
rende Geldleistungen aus dem Versorgungsfonds:

1. Ziviltechniker und ehemalige Ziviltechniker
für den Fall des Alters oder der dauernden
Berufsunfähigkeit,

2. Hinterbliebene der in Z l genannten Perso-
nen.

(3) Der Sterbekassenfonds ist zur Gewährung
einmaliger Geldleistungen aus Anlaß des Ablebens
eines Ziviltechnikers oder ehemaligen Ziviltechni-
kers bestimmt.

(4) Die Mittel der Fonds sind aus Fonds-
beiträgen aufzubringen. Diese sind vom Kammer-
tag unter Bedachtnahme auf das Ausmaß der
gemäß dem Statut zu erbringenden Leistungen in
einer solchen Höhe festzusetzen, die den Er-
fordernissen der Fonds unter Berücksichtigung
ihres dauernden Bestandes und der Erhaltung
ihrer Leistungsfähigkeit entspricht.

Verwaltung der Wohlfahrtseinrichtungen

§ 30. (1) Die Verwaltung der Wohlfahrtsein-
richtungen ist von jener des übrigen Vermögens
der Bundeskammer getrennt zu führen und obliegt
einem Kuratorium.

(2) Das Kuratorium besteht aus Delegierten der
Länderkammern. Jede Länderkammer entsendet
für je 300 Kammermitglieder einen Delegierten,
auf Restzahlen über 150 entfällt ein weiterer
Delegierter. Hiebei ist der Mitgliederstand zum
1. Jänner jenes Jahres maßgebend, in das der
Beginn der neuen Funktionsperiode fällt. Die Wahl
der Delegierten erfolgt durch die Kammervor-
stände.

(3) Die Mitglieder des Kuratoriums wählen aus
ihrer Mitte in je einem Wahlgang den Vorsitzen-
den, der den Sitz der Kanzlei in Wien haben muß,
und seinen Stellvertreter.

(4) Beschlüsse des Kuratoriums bedürfen einer
Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen
gültigen Stimmen.

(5) Gegen Entscheidungen des Kuratoriums
steht den Betroffenen das Recht der Berufung an
den Kammervorstand zu.
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Statut der Wohlfahrtseinrichtungen

§ 31. (1) Nähere Bestimmungen über die
Aufgaben des Versorgungs- und des Sterbekassen-
fonds, die Aufbringung und Verwaltung der Mittel,
die Geschäftsführung des Kuratoriums, die Bei-
tragspflicht, die Gewährung und Höhe der
Zuwendungen, die Art der Auszahlung, allfällige
Beschränkungen der Auszahlung -und die Pflichten
des Leistungsempfängers sind unter Bedachtnahme
auf die in den §§ 29, 30 und 31 Abs. 2 bis 7
festgelegten Grundsätze in einem Statut fest-
zusetzen. Hiebei sind die Grundsätze der Ver-
sicherungsmathematik sowie der
verwaltungsorganisatorischen Zweckmäßigkeit zu
berücksichtigen. Das Statut ist in den Nachrichten
der Bundeskammer und der Länderkammern
kundzumachen. Es tritt, wenn darin nicht ein
späterer Tag bestimmt ist, mit dem der Kundma-
chung folgenden Tag in Kraft.

(2) Ziviltechniker sind, sofern die Abs. 3, 4 und
7 nicht anderes bestimmen, zur vollen Teilnahme
am Versorgungs- und Sterbekassenfonds verpflich-
tet.

(3) Von der Verpflichtung zur Teilnahme am
Versorgungsfonds sind Ziviltechniker befreit, deren
Befugnis ruht.

(4) Das Statut hat nach Maßgabe der Grund-
sätze der Versicherungsmathematik vorzusehen,
daß über Antrag der Ziviltechniker Ermäßigungen
gewährt werden, wobei nachstehende Prozentsätze
nicht überschritten werden dürfen.

1. Ermäßigungen bis zu 85 vH für Ziviltech-
niker, deren steuerpflichtiges Jahreseinkom-
men aus Ziviltechnikertätigkeit einschließlich
allfälliger Gewinnanteile aus ihrer Beteiligung
oder der ihrer Angehörigen an Ziviltechniker-
gesellschaften weniger als das 300 fache der
Zeitgrundgebühr nach den gemäß § 33
erlassenen Honorarleitlinien beträgt;

2. Ermäßigungen bis zu 75 vH für Ziviltech-
niker, deren steuerpflichtiges Jahreseinkom-
men aus Ziviltechnikertätigkeit einschließlich
allfälliger Gewinnanteile aus ihrer Beteiligung
oder der ihrer Angehörigen an Ziviltechniker-
gesellschaften weniger als das 400 fache der
Zeitgrundgebühr nach den gemäß § 33
erlassenen Honorarleitlinien beträgt;

3. Ermäßigung bis zu 75 vH, wenn dem
Ziviltechniker und seinen Angehörigen durch
seine Teilnahme an einer gesetzlichen Sozial-
versicherung oder auf Grund seines öffent-
lichrechtlichen Dienstverhältnisses die An-
wartschaft oder der Anspruch auf eine
Pension zusteht;

4. Ermäßigungen bis zu 50 vH, wenn der volle
Beitrag für den Ziviltechniker eine unzumut-
bare Härte bedeuten würde, durch die sein
angemessener Lebensunterhalt oder der seiner
Angehörigen gefährdet wird;

5. Ermäßigungen bis zu 25 vH, wenn der volle
Beitrag für Ziviltechniker eine unzumutbare
Härte bedeuten würde.

(5) Für den Fall einer gänzlichen oder teilweisen
Befreiung von der Beitragspflicht (Abs. 3 und 4)
hat das Statut die Gewährung von Zuwendungen
entsprechend dem Ausmaß der Befreiung ganz
oder teilweise auszuschließen.

(6) Das Statut hat auch zu bestimmen, daß sich
Ziviltechniker, die von der Beitragspflicht befreit
sind, zu einer Beitragsleistung oder beitragspflich-
tige Ziviltechniker zu einer höheren Beitrags-
leistung verpflichten können, um die Anwartschaft
auf eine oder eine höhere Zuwendung zu
erwerben. Weiters hat das Statut ausscheidenden
Kammermitgliedern die Fortsetzung der Beitrags-
leistungen unter Wahrung der Anwartschaft auf
Zuwendungen zu gestatten.

(7) Das Statut kann Ziviltechniker von der
Teilnahme an beiden oder einer der Wohlfahrts-
einrichtungen ausschließen, wenn ihre Mitglied-
schaft zu einer Länderkammer erst ab einem
bestimmten Lebensalter beginnt, das im Statut
festzusetzen ist und 50 Jahre nicht unterschreiten
darf.

(8) Im Statut ist vorzusehen, daß Gewinnanteile
von Ziviltechnikern und deren Familienangehöri-
gen aus Ziviltechnikergesellschaften für die Bemes-
sung der Höhe der Beiträge zu berücksichtigen
sind.

Standesregeln

§ 32. (1) Die Bundeskammer hat die Standes-
pflichten der Ziviltechniker durch Verordnung
(Standesregeln) festzulegen. Die Standesregeln
haben insbesondere Bestimmungen zu enthalten
über

1. die Unzulässigkeit von Tätigkeiten, von
Arbeitsgemeinschaften sowie von Gesell-
schafts- und Dienstverhältnissen, die mit der
beruflichen Tätigkeit eines Ziviltechnikers
oder mit dem Ansehen und der Würde des
Standes unvereinbar sind;

2. das aus Standesrücksichten gebotene Verhal-
ten gegenüber der Standesvertretung, Kolle-
gen und Dritten.

(2) Die Standesregeln bedürfen der Genehmi-
gung durch den Bundesminister für wirtschaftliche
Angelegenheiten. Die Genehmigung ist zu erteilen,
wenn die Standesregeln dem Abs. l entsprechen
und gesetzliche Bestimmungen nicht verletzen.
Über den Genehmigungsantrag ist binnen drei
Monaten zu entscheiden.

(3) Die Standesregeln sind unter Berufung auf
die Genehmigung des Bundesministers für wirt-
schaftliche Angelegenheiten in den Nachrichten der
Bundeskammer und der Länderkammern kundzu-
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machen. Sie treten, wenn darin nicht ein späterer
Tag bestimmt ist, mit dem der Kundmachung
folgenden Tag in Kraft.

Honorarleitlinien

§ 33. (1) Die Bundeskammer kann unverbind-
liche Honorarleitlinien für Ziviltechnikerleistungen
erlassen. Dabei ist der Leistung und dem Aufwand
sowie den gesamtwirtschaftlichen Verhältnissen
Rechnung zu tragen. Honorarleitlinien sind in
den Nachrichten der Bundeskammer und der
Länderkammern kundzumachen.

(2) Die Bundeskammer kann mit Gebietskörper-
schaften und juristischen Personen des öffentlichen
Rechtes von den Honorarleitlinien abweichende
Vereinbarungen über Honorare für Ziviltechniker-
leistungen abschließen. Sie kann zum Abschluß
solcher Vereinbarungen auch die Länderkammern
ermächtigen.

4. ABSCHNITT

Gemeinsame Bestimmungen

Weitere Aufgaben der Architekten- und Ingenieur-
konsulentenkammern

§ 34. (1) Die Kammern sind unter Bedacht-
nahme auf die ihnen nach diesem Bundesgesetz
übertragenen Aufgaben zur sparsamen, wirtschaft-
lichen und zweckmäßigen Verwaltung verpflichtet.

(2) Die Kammern und ihre Sektionen haben im
Rahmen ihres Wirkungsbereiches auch einzelne
Mitglieder -zu unterstützen. Sie können ihre
Tätigkeit auch auf die Anwärter erstrecken.

Schutz der Bezeichnung Architekten- und Inge-
nieurkonsulentenkammer

§ 35. Die Führung der Bezeichnung „Architek-
ten- und Ingenieurkonsulentenkammer" sowie der
Bezeichnung „Kammer" mit einem auf das
Architekten-, Ingenieurkonsulenten- oder Ziviltech-
nikerwesen hinweisenden Zusatz durch andere als
die nach diesem Bundesgesetz bestehenden Körper-
schaften ist als Verwaltungsübertretung mit Geld-
strafe bis zu 100 000 Schilling zu bestrafen. Die
Dauer der für den Fall der Uneinbringlichkeit der
Geldstrafe zu bestimmenden Ersatzfreiheitsstrafe
darf 14 Tage nicht übersteigen.

Zusammenwirken mit Behörden und Körperschaf-
ten

§ 36. (1) Die Bundesbehörden, die durch
Bundesgesetz eingerichteten gesetzlichen Berufs-
vertretungen und die Träger der Sozialversiche-
rung haben innerhalb ihres gesetzmäßigen
Wirkungsbereiches den Architekten- und Inge-
nieurkonsulentenkammern auf Verlangen die zur
Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlichen Auskünfte

innerhalb angemessener Frist zu erteilen und sie bei
Ausübung ihrer Tätigkeit zu unterstützen. Zu dem
gleichen Verhalten sind diese Kammern unterein-
ander sowie gegenüber den Bundesbehörden, den
gesetzlichen Berufsvertretungen und den Trägern
der Sozialversicherung verpflichtet.

(2) Die Bundesbehörden haben Gesetzes- und
Verordnungsentwürfe, die die beruflichen Inter-
essen der Ziviltechniker berühren, den Architekten-
und Ingenieurkonsulentenkammern vor Einbrin-
gung in die gesetzgebenden Organe oder vor
Erlassung unter Einräumung einer angemessenen
Frist zur Begutachtung zu übermitteln.

Aktives und passives Wahlrecht

§ 37 Aktiv wahlberechtigt sind alle Mitglieder
der Länderkammern; passiv wahlberechtigt sind für
alle Organe mit Ausnahme des Kuratoriums der
Wohlfahrtseinrichtungen nur jene aktiv wahlbe-
rechtigten Mitglieder, die ihre Befugnis ausüben. In
das Kuratorium der Wohlfahrtseinrichtungen
können alle aktiv wahlberechtigten Mitglieder
gewählt werden.

Wahlverfahren

§ 38. (1) Die nach diesem Bundesgesetz
vorgesehenen Wahlen sind auf Grund des gleichen
und geheimen Wahlrechtes durchzuführen.

(2) Die Wahlen in die Sektionsvorstände, in die
Bundessektionen und in die Disziplinarausschüsse
erfolgen unmittelbar, die übrigen Wahlen mittelbar.
Für die unmittelbaren Wahlen bildet jede Sektion
einen Wahlkörper.

(3) Für die Wahl von Kollegialorganen gelten
die Grundsätze des Verhältniswahlrechtes.

(4) Bei der Wahl von Einzelorganen, des
Vorsitzenden des Kuratoriums der Wohlfahrtsein-
richtungen und deren Stellvertreter ist als gewählt
anzusehen, wer mehr als die Hälfte der abge-
gebenen gültigen Stimmen auf sich vereinigt.
Kommt eine solche Stimmenmehrheit nicht zu-
stande, so ist eine engere Wahl durchzuführen, die
auf jene zwei Personen beschränkt ist, die beim
ersten Wahlgang die meisten Stimmen erhalten
haben. Stimmen, die bei der engeren Wahl für
andere Personen abgegeben werden, sind ungültig.
Ergab sich beim ersten Wahlgang Stimmengleich-
heit, so entscheidet über die Frage, wer in die
engere Wahl einzubeziehen ist, das Los. Ergibt sich
bei der engeren Wahl Stimmengleichheit, so
entscheidet das Los.

Nachwahlen

§ 39. (1) Scheidet ein Mitglied (Beisitzer) eines
Kollegialorgans vor Ablauf seiner Funktionsperiode
aus, so fällt das Mandat dem der Reihenfolge nach
unter Beachtung der Bestimmung des § 13 Abs. 2
nächsten Wahlwerber des Wahlvorschlages zu,
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dem der Ausgeschiedene angehört hat. Ist auf dem
Wahlvorschlag die Liste der Wahlwerber erschöpft,
so hat der Kammervorstand den zustellungsbevoll-
mächtigten Vertreter der Wählergruppe schriftlich
zur Erstattung eines Ergänzungsvorschlages auf-
zufordern. Der Kammervorstand hat das erledigte
Mandat nach dem Ergänzungsvorschlag durch
Kooptation zu besetzen.

(2) Bei Ausscheiden eines Einzelorgans oder des
Vorsitzenden des Kuratoriums der Wohlfahrtsein-
richtungen sowie deren Stellvertreter ist für den
Rest der Funktionsperiode eine neue Wahl
vorzunehmen.

Wahlbehörden
§ 40. (1) Zur Durchführung der unmittelbaren

Wahlen hat der Bundesminister für wirtschaftliche
Angelegenheiten nach Anhörung der Architekten-
und Ingenieurkonsulentenkammern für jede Län-
derkammer aus dem Kreise ihrer Mitglieder eine
aus fünf Mitgliedern und fünf Ersatzmitgliedern
sowie einem rechtskundigen Verwaltungsbeamten
des Bundesministeriums für wirtschaftliche Angele-
genheiten als Wahlkommissär bestehende Wahl-
kommission zu bestellen. Der Wahlkommissär
führt den Vorsitz und beruft die Sitzungen der
Wahlkommission ein.

(2) Der Bundesminister für wirtschaftliche
Angelegenheiten hat ferner für die Wahlen in der
Bundes-Architekten- und Ingenieurkonsulenten-
kammer einen rechtskundigen Verwaltungsbeam-
ten des Bundesministeriums für wirtschaftliche
Angelegenheiten zum Wahlkommissär zu bestellen.

(3) Die Mitglieder der Wahlkommission, aus-
genommen der Wahlkommissär, müssen das aktive
und passive Wahlrecht besitzen. Die Namen der
Mitglieder der Wahlkornmission sind in den
Kammernachrichten zu veröffentlichen.

Durchführung der unmittelbaren Wahlen

§ 41. (1) Die nach diesem Bundesgesetz durch-
zuführenden unmittelbaren Wahlen sind von der
Wahlkommission unter Bekanntgabe des Wahl-
tages spätestens zehn Wochen vorher auszuschrei-
ben. Die Ausschreibung ist in den Kammernach-
richten zu veröffentlichen.

(2) Die Wahlkommission hat die von der
Architekten- und Ingenieurkonsulentenkammer
nach Wahlkörpern zu erstellenden Verzeichnisse
der Kammermitglieder spätestens zwei Wochen
nach der Wahlausschreibung als Wählerlisten in
der Kammerdirektion zur Einsicht aufzulegen. Die
Auflegung der Wählerlisten ist in der gleichen
Weise wie die Wahlausschreibung zu veröffentli-
chen. Gegen die Aufnahme oder Nichtaufnahme in
die Wählerlisten können die Wahlberechtigten
binnen zwei Wochen nach Ende der Auflegung
der Wählerliste schriftlich Einspruch erheben, über

den die Wahlkommission binnen einer Woche nach
Ablauf der Einspruchsfrist zu entscheiden hat.
Gegen diese Entscheidung ist kein ordentliches
Rechtsmittel zulässig.

§ 42. (1) Wahlvorschläge müssen spätestens vier
Wochen vor dem Wahltage schriftlich bei der
Wahlkommission eingebracht werden. Sie müssen
von 20 Wahlberechtigten unterschrieben sein. Die
Wahlvorschläge haben mindestens soviele Wahl-
werber zu nennen, wie Mandate zu vergeben sind.

(2) Sämtliche Bewerber eines Wahlvorschlages
bilden eine Wählergruppe.

(3) Liegt für einen Wahlkörper nur ein
zugelassener Wahlvorschlag vor, so hat die
Wahlkommission von der Fortsetzung des Wahl-
verfahrens in diesem Wahlkörper abzusehen, diese
Tatsache zu verlautbaren und die Wahlwerber des
Wahlvorschlages als gewählt zu erklären.

(4) Die Wahlkommission hat über die Zulassung
der Wahlvorschläge spätestens drei Wochen vor
dem Wahltag zu entscheiden und die zugelassenen
Wahlvorschläge spätestens eine Woche vor dem
Wahltag in den Kammernachrichten zu veröffent-
lichen.

(5) Die Wahlkommission hat die Wahlhandlung
zu leiten. Jede zugelassene Wählergruppe kann
einen Vertrauensmann namhaft machen, der
berechtigt ist, dem Abstimmungsverfahren als
Wahlzeuge beizuwohnen.

(6) Jeder Wahlberechtigte hat für die Wahl des
Sektionsvorstandes, der (des) Delegierten in die
Bundessektionen und des Disziplinarausschusses je
eine Stimme. Die Wahl hat mittels amtlich
aufzulegender Stimmzettel zu erfolgen.

(7) Das Wahlrecht kann durch persönliche
Stimmabgabe oder durch Briefwahl ausgeübt
werden. Im Falle der Briefwahl sind die in das
Wahlkuvert gelegten Stimmzettel so zeitgerecht
der Wahlkommission zu übermitteln, daß sie vor
Beginn der Stimmenzählung bei der Wahlkommis-
sion einlangen; später einlangende Wahlkuverts hat
die Wahlkommission ungeöffnet zu lassen.

(8) Gültig ist jeder Stimmzettel, der den Willen
des Wählers eindeutig erkennen läßt. Enthält ein
Wahlkuvert mehrere ausgefüllte Stimmzettel, die
auf verschiedene Wahlvorschläge lauten, so sind
alle Stimmzettel ungültig; enthält es mehrere
Stimmzettel, die auf denselben Wahlvorschlag
lauten, so sind sie als einzige Stimme zu zählen.

§ 43. (1) Die Wahlkommission hat für jeden
Wahlkörper die auf die einzelnen Wahlvorschläge
entfallenden Mandate nach folgendem Verfahren
gesondert zu ermitteln:
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1. Die Summen der für die einzelnen Wahlvor-
schläge abgegebenen gültigen Stimmen sind,
nach ihrer Größe geordnet, nebeneinander zu
schreiben, unter jede Summe die Hälfte,
darunter das Drittel, das Viertel und nach
Bedarf die weiter folgenden Teilzahlen,
wobei Brüche mit aufzuschreiben sind. Die
Stimmensummen und ihre Teilzahlen werden
sodann der Größe nach mit fortlaufenden
Ordnungsziffern bis zu der Ziffer bezeichnet,
die der Mandatszahl entspricht. Auf jeden
Wahlvorschlag entfallen so viele Mandate,
wie seine Stimmensumme und deren Teil-
zahlen Ordnungsziffern erhalten haben,
wobei die Ordnungsziffer gleichzeitig besagt,
das wievielte der zu vergebenden Mandate
den einzelnen Wahlvorschlägen zukommt.
Wenn nach dieser Berechnung ein Mandat
mehreren Wahlvorschlägen zukommt, ent-
scheidet das Los.

2. Die Ermittlung der gewählten Wahlwerber
hat sodann derart zu erfolgen, daß die
Mandate in der Reihenfolge der gemäß Z l
festgelegten Ordnungsziffern und nach der
Reihung in den Wahlvorschlägen auf die
Wahlwerber aufgeteilt werden. Bei der Wahl
in den Sektionsvorstand der Sektion Inge-
nieurkonsulenten sind jene Wahlwerber zu
überspringen, deren Fachgebiet unter den vor
ihnen berufenen Wahlwerbern schon mit der
zulässigen Höchstzahl (§ 13 Abs. 2) vertreten
ist.

(2) Die Wahlkömmission hat das Ergebnis der
Wahl festzustellen und in den Kammernachrichten
zu verlautbaren.

(3) Die Gültigkeit einer Wahl kann binnen zwei
Wochen nach Verlautbarung des Wahlergebnisses
in den Kammernachrichten von jeder Wähler-
gruppe bei der Wahlkommission schriftlich durch
Einspruch angefochten werden. Auf das Wahl-
prüfungsverfahren finden die Bestimmungen des
Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991,
BGBl. Nr. 51, in der jeweils geltenden Fassung
Anwendung. Im Wahlprüfungsverfahren sind alle
Wählergruppen Parteien, die sich an der ange-
fochtenen Wahl beteiligt haben. Die Wahlkommis-
sion hat die Wahl soweit für ungültig zu erklären,
als eine Rechtswidrigkeit des Wahlverfahrens
vorliegt, die auf das Wahlergebnis von Einfluß
war. Gegen die Entscheidung der Wahlkommission
steht binnen zwei Wochen die Berufung an den
Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten
offen. Mit der Ungültigerklärung der Wahl ist
anzuordnen, welche Teile der Wahlhandlung bei
der neuen Wahl vorzunehmen sind.

§ 44. Nähere Bestimmungen über die Durch-
führung der unmittelbaren Wahlen sind vom
Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenhei-
ten durch Verordnung (Wahlordnung) zu erlassen.

Durchführung der mittelbaren Wahlen

§ 45. (1) Die Wahl der Einzelorgane hat in
geheimer Abstimmung in einer Sitzung des
zuständigen Kollegialorgans zu erfolgen, von dem
sie gewählt werden. Für die Wahl des Präsidenten
der Bundeskammer oder einer Länderkammer und
des Vorsitzenden des Kuratoriums der Wohlfahrts-
einrichtungen sind Wahlvorschläge, die von einem
Viertel des jeweiligen Kollegialorgans unterzeich-
net sein müssen, spätestens eine Woche vor der
Sitzung beim Wahlkommissär, im übrigen in der
Sitzung einzubringen. Der Wahlleiter stellt das
Wahlergebnis fest. Dieses ist in den Kammernach-
richten zu veröffentlichen.

(2) Stimmen, die für Personen abgegeben
werden, die nicht gewählt werden können, sind
ungültig.

(3) Wird ein Wahlwerber, der eine andere
Funktion nach diesem Bundesgesetz ausübt, zum
Präsidenten der Bundeskammer gewählt, hat er
sich für eines der Amter zu entscheiden. Will er die
andere Funktion nicht zurücklegen, ist die Wahl zu
wiederholen, wobei die für ihn abgegebenen
Stimmen ungültig sind.

(4) Die Wahl der Delegierten in das Kuratorium
der Wohlfahrtseinrichtungen hat in geheimer
Abstimmung in der Sitzung des Kammervor-
standes, die Wahl in die Berufungskommission in
Disziplinarangelegenheiten desgleichen in der
Sitzung des Kammertages zu erfolgen. Wahlvor-
schläge sind in der Sitzung zu erstatten und müssen
von einem Viertel der Mitglieder des Kammervor-
standes bzw des Kammertages unterschrieben sein.

(5) Die Zahl der Mitglieder des Kuratoriums der
Wohlfahrtseinrichtungen hat der Wahlkommissär
gemäß § 30 Abs. 2 zu ermitteln.

(6) Liegt für die Wahl eines Einzelorgans nur ein
zugelassener Wahlvorschlag vor, so hat der
Wahlleiter von der Fortsetzung des Wahlverfah-
rens abzusehen und den Vorgeschlagenen für
gewählt zu erklären.

(7) Die mittelbaren Wahlen werden vom
Wahlkommissär geleitet. Für die mittelbaren
Wahlen in den Länderkammern kann er ein
Mitglied der Wahlkommission mit der Leitung
betrauen.

(8) Nähere Bestimmungen über die Durch-
führung der mittelbaren Wahlen sind vom Bundes-
minister für wirtschaftliche Angelegenheiten durch
Verordnung (Wahlordnung) zu erlassen.

Angelobung

§ 46. Der Präsident der Bundeskammer hat dem
Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenhei-
ten, die Präsidenten der Länderkammern haben
dem für den Sitz der Kammer zuständigen
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Landeshauptmann die Einhaltung der gesetzlichen
Vorschriften und getreue Erfüllung ihrer Pflichten
zu geloben.

Ausübung der Funktionen, Verschwiegenheitspflicht

§ 47 (1) Die Funktionsperiode aller Organe der
Kammern mit Ausnahme der Rechnungsprüfer
dauert vier Jahre, jedenfalls aber bis zur
Konstituierung der neugewählten Organe, bei
Einzelorganen bis zur Annahme der Wahl durch
die neugewählten Personen. Die Funktionsperiode
der Rechnungsprüfer dauert ein Jahr.

(2) Jedem Einzelorgan kann vom Kollegial-
organ, das es gewählt hat, das Mißtrauen
ausgesprochen werden. Damit endet die Funktions-
periode des Einzelorgans. Der Antrag, das
Mißtrauen auszusprechen, muß begründet werden
und mindestens drei Wochen vor der Sitzung des
Kollegialorgans eingebracht werden, in der er
behandelt werden soll. Das Kollegialorgan hat
zunächst über die Zulassung des Antrages
abzustimmen. Im Falle der Zustimmung ist in der
nächsten Sitzung des Kollegialorgans, frühestens
aber ein Monat nach der Zulassung, über den
Antrag selbst abzustimmen. Für beide Abstim-
mungen ist die Anwesenheit von drei Vierteln der
Mitglieder des Kollegialorgans erforderlich. Der
Antrag, das Mißtrauen auszusprechen, ist ange-
nommen, wenn mindestens zwei Drittel der
Anwesenden in geheimer Abstimmung zustimmen.

(3) Sämtliche Funktionäre haben ihre Tätigkeit
ehrenamtlich auszuüben. Sie sind verpflichtet, an
den Sitzungen teilzunehmen und die ihnen zuge-
wiesenen Berichte auszuarbeiten. Für die ihnen aus
der Ausübung ihrer Funktion erwachsenden Aus-
lagen gebührt ihnen eine Aufwandsentschädigung.

(4) Im Falle des Ruhens oder des Erlöschens der
Ziviltechnikerbefugnis erlöschen sämtliche im
Rahmen der Kammer ausgeübten Funktionen.
Die Mitgliedschaft zum Kuratorium der Wohl-
fahrtseinrichtungen bleibt jedoch während des
Ruhens der Ziviltechnikerbefugnis aufrecht.

(5) Funktionäre und Bedienstete der Kammern
sind, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist,
zur Verschwiegenheit über alle ihnen ausschließlich
aus ihrer amtlichen Tätigkeit bekanntgewordenen
Tatsachen verpflichtet, deren Geheimhaltung im
Interesse der Aufrechterhaltung der öffentlichen
Ruhe, Ordnung und Sicherheit, zur Vorbereitung
einer Entscheidung oder im überwiegenden Inter-
esse der Parteien geboten ist. Von dieser
Verpflichtung hat auf Verlangen eines Gerichtes
oder einer Verwaltungsbehörde der Präsident zu
entbinden, wenn ein gerichtliches oder verwal-
tungsbehördliches Verfahren anhängig ist und der
Leiter dieses Verfahrens die Mitteilung verlangt.
Den Präsidenten einer Länderkammer hat der für
den Sitz der Kammer zuständige Landeshaupt-
mann, den Präsidenten der Bundeskammer hat der

Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten
unter den genannten Voraussetzungen von der
Verpflichtung zur Verschwiegenheit zu entbinden.

(6) Die Kammern haben ihren Mitgliedern über
Angelegenheiten ihres Wirkungsbereiches Aus-
künfte zu erteilen, soweit eine gesetzliche
Verschwiegenheitspflicht dem nicht entgegensteht
und dadurch die ordnungsgemäße Erfüllung ihrer
gesetzlichen Aufgaben nicht verhindert wird. Bei
der Auskunftserteilung ist nach dem Auskunfts-
pflichtgesetz, BGBl. Nr. 287/1987, in der jeweils
geltenden Fassung, vorzugehen.

Beschlußerfordernisse, Beschlußfassung

§ 48. (1) Sofern in diesem Bundesgesetz nicht
anderes bestimmt ist, sind die Kollegialorgane
beschlußfähig, wenn mindestens die Hälfte ihrer
Mitglieder, darunter der Vorsitzende oder sein
Stellvertreter, anwesend sind.

(2) Sofern in diesem Bundesgesetz nicht anderes
bestimmt ist, werden Beschlüsse mit der einfachen
Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen
gefaßt.

Geschäftsordnungen

§ 49. (1) Die Kammern haben nach Maßgabe
dieses Bundesgesetzes nähere Bestimmungen über
ihre innere Geschäftsführung in der Geschäfts-
ordnung zu treffen. Insbesondere haben sie die
Fristen festzulegen, innerhalb deren Anträge an die
Kammervollversammlung und an den Kammertag
schriftlich einzubringen sind. Sie haben festzuset-
zen, daß eine bestimmte, 20 nicht übersteigende
Zahl von Mitgliedern berechtigt ist, an die
Vollversammlung Vorschläge zu richten und
Anträge zu stellen, die der Präsident auf die
Tagesordnung der nächsten Vollversammlung zu
setzen hat, und daß ein Vertreter dieser Mitglieder
berechtigt ist, an den Beratungen in jenem Organ,
dem die Angelegenheit zur Behandlung zugewiesen
wird, ohne Stimmrecht teilzunehmen.

(2) Geschäftsordnungen sind in den jeweiligen
Kammernachrichten kundzumachen. Die Ge-
schäftsordnungen treten, wenn darin nicht ein
späterer Tag bestimmt ist, mit dem der Kundma-
chung folgenden Tag in Kraft.

Dienstordnungen

§ 50. Die Kammern können über die bestehen-
den gesetzlichen Ansprüche hinaus den Kammerbe-
diensteten in Dienstordnungen, die den
Einzeldienstverträgen zugrunde zu legen sind,
zusätzliche Ansprüche, insbesondere auf einen
Erholungsurlaub, auf Dienstfreistellungen aus
besonderen Anlässen und auf Zuwendungen zur
Altersversorgung einräumen.
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Jahresvoranschlag und Rechnungsabschluß

§ 51. Der Vorstand der Bundeskammer hat
alljährlich bis 1. November dem Kammertag, der
Kammervorstand jeder Länderkammer bis 1.
Dezember der Kammervollversammlung den Jah-
resvoranschlag für das nächste Jahr zur Beschluß-
fassung und den Rechnungsabschluß für das
vorhergehende Jahr zur Genehmigung vorzulegen.

Bedeckung der Kosten

§ 52. (1) Zur Bestreitung der in den genehmig-
ten Jahresvoranschlägen vorgesehenen, durch
besondere Einnahmen nicht bedeckten eigenen
Kosten und der Kostenanteile gemäß Abs. 3,
erster Satz, haben die Länderkammern von ihren
Mitgliedern Umlagen und sonstige Beiträge ein-
zuheben. Als sonstige Beiträge kommen Eintra-
gungsgebühren anläßlich der Befugnisverleihung
und Übertrittsgebühren anläßlich eines Wechsels
der Kammermitgliedschaft in Betracht. Umlagen
und sonstige Beiträge sind unter Bedachtnahme auf
den Jahresvoranschlag und die wirtschaftliche
Leistungsfähigkeit der Gesamtheit der Kammermit-
glieder in angemessener Höhe festzusetzen.

(2) Die Länderkammern können den ihnen
durch ihre Tätigkeiten im Interesse der Zivil-
technikergesellschaften entstehenden Aufwand in
mit dem Jahresvoranschlag festzusetzenden jährli-
chen Pauschbeträgen von den Gesellschaften
einheben.

(3) Die Kosten, die der Bundeskammer aus ihrer
Geschäftsführung erwachsen, sind von den Länder-
kammern im Verhältnis der Anzahl ihrer Mit-
glieder, ausgenommen jene, die Zuwendungen aus
den Wohlfahrtseinrichtungen beziehen, durch
Umlagen zu bedecken. Die Fondsbeiträge für die
gemeinsamen Wohlfahrtseinrichtungen sind durch
die Bundeskammer nach Maßgabe der Bestimmun-
gen des Statutes von den Mitgliedern der Länder-
kammern direkt einzuheben.

(4) Rückständige Umlagen und Beiträge im
Sinne der Abs. l bis 3 können nach den
Bestimmungen des Verwaltungsvollstreckungsgeset-
zes 1991, BGBl. Nr. 53, in der jeweils geltenden
Fassung, eingebracht werden.

Gebarungskontrolle

§ 53. (1) Der Kammertag und die Kammervoll-
versammlung haben in jedem Jahr spätestens zum
Zeitpunkt der Beschlußfassung über den Jahres-
voranschlag zwei Rechnungsprüfer und zwei
Ersatzmänner zu wählen. Zum Rechnungsprüfer
(Ersatzmann) darf nicht gewählt werden, wer als
Bewerber der gleichen Wählergruppe angehörte
wie der jeweilige Präsident.

(2) Die Rechnungsprüfer haben die Gebarung
auf ziffernmäßige Richtigkeit, Wirtschaftlichkeit
und Zweckmäßigkeit zu überprüfen und über das
Ergebnis der Prüfung dem Kammertag (der
Kammervollversammlung) Bericht zu erstatten.

(3) Der Jahresvoranschlag sowie der Rechnungs-
abschluß sind der Aufsichtsbehörde längstens ein
Monat nach der Beschlußfassung schriftlich zur
Kenntnis zu bringen.

Aufsichtsbehörde

§ 54. (1) Die Aufsicht über die Kammern wird
vom Bundesminister für wirtschaftliche Angelegen-
heiten ausgeübt. Die Kammern sind verpflichtet,
der Aufsichtsbehörde die zur Wahrnehmung der
Aufsicht erforderlichen Auskünfte zu erteilen und
sie von der Einberufung der Sitzungen der
Kammerorgane angemessene Zeit vorher zu
benachrichtigen.

(2) Die Aufsichtsbehörde ist insbesondere
berechtigt:

1. zu den Sitzungen der Kammerorgane Ver-
treter zu entsenden, Berichte über die
Tätigkeit der Kammerorgane einzuholen
und in alle Kammerakten Einsicht zu
nehmen;

2. gesetzwidrige Beschlüsse und Anordnungen
mit Ausnahme jener des Disziplinarausschus-
ses und der Berufungskommission in Diszipli-
narangelegenheiten aufzuheben;

3. Organe zu entheben, wenn sie ihre Befugnisse
überschreiten, ihre Aufgaben vernachlässigen
oder beschlußunfähig werden.

(3) Die Kammern sind verpflichtet, auf Ver-
langen der Aufsichtsbehörde die Aufhebung ge-
setzwidriger Beschlüsse und Anordnungen in ihren
Kammernachrichten zu verlautbaren.

5. ABSCHNITT

Ahndung von Pflichtverletzungen

Disziplinarvergehen

§ 55. (1) Ziviltechniker begehen ein Disziplinar-
vergehen, wenn sie das Ansehen oder die Würde
des Standes durch ihr Verhalten beeinträchtigen
oder die Berufs- oder Standespflichten verletzen.

(2) Die Tatsache, daß dieselbe Handlung oder
Unterlassung auch von einem Gericht oder einer
Verwaltungsbehörde zu ahnden ist, schließt die
disziplinäre Verfolgung nicht aus.

(3) Die Organe der Kammern gemäß § l Abs. l,
die von Disziplinarvergehen eines Ziviltechnikers
Kenntnis erhalten, haben dies der Länderkammer,
deren Mitglied der Ziviltechniker ist, mitzuteilen.



2294 51. Stück - Ausgegeben am 4. März 1994 - Nr. 157

(4) Ein Ziviltechniker darf wegen eines Diszipli-
narvergehens nicht mehr verfolgt werden, wenn
gegen ihn nicht innerhalb von sechs Monaten,
gerechnet von jenem Zeitpunkt, ab dem der
Disziplinarausschuß von einem Disziplinarverge-
hen Kenntnis erlangt hat, ein Disziplinarverfahren
eingeleitet worden ist; sind seit der Beendigung des
Disziplinarvergehens zehn Jahre verstrichen, so
darf ein Erkenntnis nicht mehr gefällt oder
vollstreckt werden.

Disziplinarstrafen

§ 56. (1) Disziplinarstrafen sind:
1. der schriftliche Verweis;
2. Geldstrafen bis zur Höhe von 250 000

Schilling;
3. Entzug des aktiven und passiven Wahlrechtes

für Kammerwahlen bis zur Dauer von fünf
Jahren;

4. der Verlust der Befugnis.

(2) Die Disziplinarstrafe gemäß Abs. l Z 3 kann
neben den Disziplinarstrafen gemäß Abs. l Z 2
ausgesprochen werden.

(3) Bei Bestimmung der Disziplinarstrafe ist im
einzelnen Fall auf die Schwere des Disziplinarver-
gehens und die daraus entstandenen Folgen sowie
auf den Grad des Verschuldens und das bisherige
Verhalten des Ziviltechnikers Rücksicht zu neh-
men. Es ist ferner Bedacht zu nehmen, inwieweit
die beabsichtigte Strafhöhe erforderlich ist, um den
Ziviltechniker von der Begehung weiterer Diszipli-
narvergehen abzuhalten. Ferner sind Milderungs-
und Erschwernisgründe und die wirtschaftliche
Leistungsfähigkeit des Ziviltechnikers zu berück-
sichtigen.

Disziplinarausschüsse

§ 57 (1) Bei jeder Länderkammer ist ein
Disziplinarausschuß einzurichten. Dieser erkennt
in erster Instanz über Disziplinarvergehen.

(2) Der Disziplinarausschuß besteht aus einem
Vorsitzenden und seinem Stellvertreter, die beide
rechtskundig sein müssen, und aus je vier
Mitgliedern und einem Ersatzmitglied je Sektion.
Die Mitglieder (Ersatzmitglieder) werden von den
Sektionsangehörigen gewählt.

(3) Der Vorsitzende und sein Stellvertreter
werden vom Kammervorstand bestellt.

(4) Der Disziplinarausschuß verhandelt und
entscheidet in dreigliedrigen Senaten unter Leitung
des Vorsitzenden oder seines Stellvertreters. Vom
Vorsitzenden sind für Dauer der Funktionsperiode
für jede Sektion zwei Senate einzurichten, denen er
zwei Angehörige der Sektion als Beisitzer
zuzuteilen hat. Der Vorsitzende hat die Zustän-
digkeit der Senate festzulegen.

(5) Kann für eine Sektion kein Senat gebildet
werden, der den Bestimmungen des Abs. 4
entspricht, hat der Vorsitzende den Fall einem
anderen Senat zuzuweisen.

(6) Die Senate fassen ihre Beschlüsse mit
einfacher Stimmenmehrheit. Der Vorsitzende gibt
seine Stimme zuletzt ab.

(7) Die Mitglieder des Disziplinarausschusses
sind in Ausübung ihres Amtes an keine Weisungen
gebunden.

Berufungskommission in Disziplinarangelegenheiten

§ 58. (1) Über Berufungen gegen Entscheidun-
gen eines Disziplinarausschusses erkennt in zweiter
und letzter Instanz die Berufungskommission in
Disziplinarangelegenheiten.

(2) Die Berufungskommission besteht aus einem
Vorsitzenden und seinem Stellvertreter, die beide
Richter des Aktivstandes sein müssen, und aus
zwölf Beisitzern. Der Vorsitzende und sein
Stellvertreter sind vom Vorstand der Bundeskam-
mer zu bestellen. Die Beisitzer sind vom
Kammertag aus den Reihen der aktiv wahlberech-
tigten Mitglieder der Länderkammern, die ihre
Befugnis ausüben, zu wählen. Sie dürfen nicht
gleichzeitig Mitglieder eines Disziplinarausschusses
sein.

(3) Die Berufungskommission verhandelt und
entscheidet in fünfgliedrigen Senaten unter dem
Vorsitz des Vorsitzenden oder seines Stellvertre-
ters. Die vier weiteren Mitglieder jedes Senates
sind vom Vorsitzenden für die Dauer der Funk-
tionsperiode in fortlaufender alphabetischer Rei-
henfolge aus der Liste der Beisitzer in der Weise zu
bestimmen, daß mindestens zwei Mitglieder des
Senates der Befugnisgruppe (Architekten, Inge-
nieurkonsulenten) des Beschuldigten angehören.

(4) Die fünfgliedrigen Senate fassen ihre
Beschlüsse mit einfacher Stimmenmehrheit. Der
Vorsitzende gibt seine Stimme zuletzt ab.

(5) Die Mitglieder der Berufungskommission
sind in Ausübung ihres Amtes an keine Weisungen
gebunden. Die Erkenntnisse der Berufungskommis-
sion unterliegen nicht der Aufhebung oder
Abänderung im Verwaltungswege.

Ausschließung und Ablehnung

§ 59. (1) Für die Ausschließung und Ablehnung
der Mitglieder der Disziplinarausschüsse und der
Berufungskommission gelten die Bestimmungen des
VII. Hauptstückes der Strafprozeßordnung 1975,
BGBl. Nr. 63.1 in der jeweils geltenden Fassung,
sinngemäß.

(2) Der Angezeigte (Beschuldigte) hat das
Recht, binnen einer Woche nach Zustellung des
Verweisungsbeschlusses ein Mitglied des Senates
ohne Angabe von Gründen abzulehnen.
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Disziplinaranwalt

§ 60. (1) Die Kammervorstände der Länder-
kammern und der Vorstand der Bundeskammer
haben je einen Disziplinaranwalt sowie einen oder
mehrere Stellvertreter zu bestellen, die rechts-
kundig sein müssen.

(2) Der Disziplinaranwalt hat die Anzeige über
Disziplinarvergehen als Partei zu vertreten. Der
Disziplinaranwalt der Länderkammer hat bei
Verdacht eines Disziplinarvergehens Anzeige an
den zuständigen Senat zu erstatten. Er hat dem
Präsidenten laufend über seine Tätigkeit zu
berichten.

Verteidigung

§ 61. Der Angezeigte (Beschuldigte) kann sich
selbst verteidigen oder durch einen Ziviltechniker
oder einen Verteidiger in Strafsachen verteidigen
lassen. Die Bestellung eines Verteidigers schließt
nicht aus, daß er im eigenen Namen Erklärungen
abgibt.

Einleitung des Disziplinarverfahrens

§ 62. (1) Der zuständige Senat des Disziplinar-
ausschusses hat nach Anhörung des Disziplinaran-
waltes ohne mündliche Verhandlung zu
beschließen, ob das Disziplinarverfahren einzulei-
ten ist.

(2) Der Beschluß ist dem Angezeigten (Be-
schuldigten) und dem Disziplinaranwalt zuzu-
stellen.

(3) Gegen die Einleitung des Disziplinarverfah-
rens ist kein Rechtsmittel zulässig. Gegen den
Beschluß des Disziplinarausschusses, mit dem die
Einleitung abgelehnt wird, steht dem Disziplinaran-
walt die Berufung an die Berufungskommission in
Disziplinarangelegenheiten offen.

Zustellung

§ 63. (1) Sämtliche Zustellungen haben an den
Angezeigten (Beschuldigten) zu eigenen Händen
zu erfolgen. Bedient sich der Angezeigte (Be-
schuldigte) eines Verteidigers, so ist nur an den
Verteidiger zuzustellen.

(2) Im übrigen gelten die Bestimmungen des
Zustellgesetzes, BGBl. Nr. 200/1982 in der jeweils
geltenden Fassung.

Untersuchungskommissär

§ 64. (1) Ist die Einleitung des Disziplinarver-
fahrens beschlossen worden, so kann der Vor-
sitzende des. Disziplinarausschusses einen
Untersuchungskommissär bestellen, wenn zur
Klärung des Sachverhaltes Erhebungen erforder-
lich sind.

(2) Der Untersuchungskommissär ist einer Liste
zu entnehmen, die vom Kammervorstand aus den
Reihen der Kammermitglieder aufzustellen ist.
Mitglieder eines Disziplinarausschusses dürfen
nicht zum Untersuchungskommissär bestellt wer-
den.

(3) Zur Entlastung des Untersuchungskommis-
särs kann der Vorsitzende des Disziplinaraus-
schusses diesem für die Durchführung seiner
Aufgaben eine rechtskundige Person beigeben, die
nicht Kammermitglied sein muß.

(4) § 47 Abs. 3 und 4, erster Satz, sowie § 59
gelten auch für den Untersuchungskommissär.

Untersuchung

§ 65. (1) Der Untersuchungskommissär hat
Zeugen und Sachverständige unbeeidet zu ver-
nehmen, alle zur vollständigen Aufklärung der
Sache erforderlichen Umstände und Beweismittel
von Amts wegen zu erforschen und dem
Beschuldigten Gelegenheit zu geben, sich zu allen
Anschuldigungspunkten zu äußern. Das Diszipli-
narverfahren ist auch dann durchzuführen, wenn
der Beschuldigte die Mitwirkung verweigert.

(2) Der Disziplinaranwalt kann bei begründetem
Verdacht des Vorliegens neuer Anschuldigungs-
punkte eine Ergänzung der Untersuchung bean-
tragen.

(3) Auch der Beschuldigte hat das Recht, die
Vornahme bestimmter Erhebungen zu beantragen.

(4) Hat der Untersuchungskommissär Bedenken,
einem Ergänzungsantrag stattzugeben, so hat er
den Beschluß des Senates einzuholen. Für einen
solchen Beschluß gelten die Bestimmungen des
§62.

(5) Während der Dauer der Untersuchung hat.
der Untersuchungskommissär dem Beschuldigten
und seinem Verteidiger Einsicht in die Akten zu
gewähren; er kann jedoch Aktenstücke ausnehmen,
deren Mitteilung mit dem Zwecke des Verfahrens
unvereinbar wäre. Der Disziplinaranwalt ist jeder-
zeit befugt, Einsicht in die Akten zu nehmen.

Verweisung und Einstellung

§ 66. (1) Die Akten über die abgeschlossene
Untersuchung sind dem Disziplinaranwalt zu
übermitteln und von ihm mit dem Antrag auf
Verweisung zur mündlichen Verhandlung oder mit
dem Antrag auf Einstellung des Verfahrens dem
Senat vorzulegen.

(2) Der Senat hat ohne mündliche Verhandlung
zu beschließen, ob die Sache zur mündlichen
Verhandlung zu verweisen oder ob das Verfahren
einzustellen ist.
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(3) Im Verweisungsbeschluß müssen die An-
schuldigungspunkte bestimmt angeführt und die
Verfügungen bezeichnet werden, die zur Vorbe-
reitung der mündlichen Verhandlung zu treffen
sind. Gegen den Verweisungsbeschluß ist kein
Rechtsmittel zulässig. Gegen die Einstellung steht
dem Disziplinaranwalt das Recht der Berufung an
die Berufungskommission zu.

(4) Nach Zustellung des Verweisungsbeschlusses
ist dem Beschuldigten und seinem Verteidiger auf
Verlangen Einsicht in die Akten, mit Ausnahme der
Beratungsprotokolle, sowie die Herstellung von
Abschriften auf eigene Kosten zu gewähren.

Mündliche Verhandlung

§ 67. (1) Ort und Zeitpunkt der mündlichen
Verhandlung sind vom Vorsitzenden des Senates
zu bestimmen. Zur mündlichen Verhandlung sind
der Beschuldigte und sein Verteidiger unter
Hinweis auf den Verweisungsbeschluß und Be-
kanntgabe der Mitglieder des zuständigen Senates
mindestens zwei Wochen vorher zu laden.

(2) Die Verhandlung ist nicht öffentlich, doch
kann der Beschuldigte verlangen, daß der Zutritt
zur Verhandlung drei Kammermitgliedern seines
Vertrauens gestattet wird.

(3) Die Verhandlung beginnt mit der Verlesung
des Verweisungsbeschlusses.

(4) Hierauf hat die Vernehmung des Beschul-
digten und der vorgeladenen Zeugen und Sach-
verständigen und, soweit erforderlich, die
Verlesung der während der Untersuchung aufge-
nommenen Protokolle und der sonstigen wesentli-
chen Urkunden zu erfolgen.

(5) Der Beschuldigte und der Disziplinaranwalt
haben das Recht, sich zu den einzelnen vorge-
brachten Beweismitteln zu äußern und Fragen an
die Zeugen und Sachverständigen zu stellen.

(6) Nach Schluß des Beweisverfahrens sind der
Disziplinaranwalt, der 'Beschuldigte und dessen
Verteidiger zu hören. Dem Beschuldigten steht das
letzte Wort zu.

(7) Beratungen und Abstimmungen während und
am Schluß der Verhandlung sind geheim.

Erkenntnis

§ 68. (1) Der Senat hat bei seiner Entscheidung
nur auf das Vorbringen in der mündlichen
Verhandlung Rücksicht zu nehmen. Die Entschei-
dung hat sich auf die freie, aus der gewissenhaften
Prüfung aller vorgebrachten Beweise gewonnene
Überzeugung der Senatsmitglieder zu gründen.

(2) Durch das Erkenntnis muß der Beschuldigte
entweder von dem ihm zur Last gelegten
Disziplinarvergehen freigesprochen oder eines
solchen Vergehens für schuldig erklärt werden.

(3) Im Falle des Schuldspruches hat das
Erkenntnis den Ausspruch über die Strafe und die
Höhe der Verfahrenskosten zu enthalten.

Protokoll

§ 69. (1) Über die mündliche Verhandlung ist
von dem durch den Vorsitzenden aus dem Kreis
der Senatsmitglieder (Beisitzer) zu bestimmenden
Protokollführer ein Protokoll aufzunehmen, das
alle wesentlichen Punkte zu enthalten hat. Über
Verlangen des Protokollführers hat die Kammer-
direktion oder das Generalsekretariat zu dessen
Unterstützung einen Schriftführer beizustellen.

(2) Über die Beratung und Abstimmung ist ein
gesondertes Protokoll (Beratungsprotokoll) zu
führen.

(3) Beide Protokolle sind vom Vorsitzenden des
Senates und vom Protokollführer zu unterzeich-
nen.

Verkündigung und Zustellung des Erkenntnisses

§ 70. (1) Das Erkenntnis mit den wesentlichen
Entscheidungsgründen ist vom Vorsitzenden des
Senates sogleich zu verkünden.

(2) Vom Vorsitzenden des Senates unterfertigte
schriftliche Ausfertigungen des Erkenntnisses sind
binnen drei Wochen dem Beschuldigten und dem
Disziplinaranwalt zuzustellen.

(3) Die schriftliche Ausfertigung hat eine
Belehrung darüber zu enthalten, daß eine Beru-
fung zulässig ist, • innerhalb welcher Frist und bei
welcher Stelle die Berufung einzubringen ist, und
daß dieser Berufung aufschiebene Wirkung
zukommt.

(4) Enthält das Erkenntnis keine Rechtsmittel-
belehrung oder keine Angabe über die Berufungs-
frist oder erklärt es zu Unrecht eine Berufung für
unzulässig, so wird die Berufungsfrist nicht in Lauf
gesetzt.

(5) Ist in dem Erkenntnis eine kürzere oder
längere als die gesetzliche Frist angegeben, so gilt
die innerhalb der gesetzlichen oder angegebenen
längeren Frist eingebrachte Berufung als rechtzeitig
erhoben.

•(6) Enthält das Erkenntnis keine oder eine
unrichtige Angabe über die Stelle, bei welcher die
Berufung einzubringen ist, so ist die Berufung
richtig eingebracht, wenn sie bei dem erkennenden
Senat des Disziplinarausschusses oder bei der
angegebenen Stelle eingebracht wurde.
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Berufung

§ 71. (1) Gegen Erkenntnisse des Disziplinar-
ausschusses können der Beschuldigte und der
Disziplinaranwalt wegen des Ausspruches über
Schuld und Strafe sowie der Entscheidung über
den Kostenersatz Berufung erheben.

(2) Die Berufung hat einen begründeten Antrag
zu enthalten und ist binnen zwei Wochen beim
Vorsitzenden des Disziplinarausschusses schriftlich
oder telegraphisch einzubringen. Die rechtzeitig
eingebrachte Berufung hat aufschiebende Wirkung.

(3) Der Vorsitzende des Disziplinarausschusses
hat die Berufung zurückzuweisen, wenn sie
verspätet oder unzulässig ist.

(4) Ist kein Grund zur Zurückweisung gegeben,
so hat der Vorsitzende des Disziplinarausschusses
die Berufung unter Beischluß der Akten der
Berufungskommission vorzulegen, die in der
Sache selbst zu entscheiden hat.

(5) Eine mündliche Verhandlung ist nur durch-
zuführen, wenn sie die Berufungskommission zur
Klarstellung des Sachverhaltes für erforderlich hält
oder wenn sie in der Berufung beantragt wurde.

(6) Die Berufungskommission ist berechtigt,
sowohl im Spruch als auch hinsichtlich' der
Begründung ihre Anschauung an die Stelle jener
des Disziplinarausschusses zu setzen und das
angefochtene Erkenntnis nach jeder Richtung
abzuändern. Ist nur vom Beschuldigten Berufung
erhoben, so kann die Berufungskommission keine
strengere Strafe verhängen, als in dem angefochte-
nen Erkenntnis ausgesprochen worden ist.

Fristen

§ 72. Die Berufungsfrist ist unerstreckbar. Sie
beginnt mit dem der Zustellung des Erkenntnisses
folgenden Tag. Der Beginn oder Lauf einer Frist
wird durch Samstage, Sonntage oder gesetzliche
Feiertage nicht behindert. Fällt das Ende einer Frist
auf einen Samstag, Sonntag, einen gesetzlichen
Feiertag oder den Karfreitag, so endet die Frist mit
dem nächsten Werktag. Die Tage des Postlaufes
sind in die Frist nicht einzurechnen.

Entschädigung

§ 73. Der Vorsitzende des Disziplinarausschus-
ses, der Vorsitzende der Berufungskommission in
Disziplinarangelegenheiten und deren Stellvertreter
sowie der Disziplinaranwalt und die dem Untersu-
chungskommissär beigegebene rechtskundige Per-
son erhalten, wenn sie nicht Mitglieder einer
Länderkammer sind, eine im Einzelfalle vom
Kammervorstand (Vorstand der Bundeskammer)
zu bestimmende angemessene Entschädigung.

Kosten des Disziplinarverfahrens

§ 74. Die Kosten des Disziplinarverfahrens
einschließlich eines allfälligen Berufungsverfahrens
sind im Falle eines Schuldspruches vom Verur-
teilten, in allen anderen Fällen von der Länder-
kammer zu tragen. Sie sind in sinngemäßer
Anwendung des- XXII. Hauptstückes der Straf-
prozeßordnung 1975, BGBl. Nr. 631 in der jeweils
geltenden Fassung, zu bemessen.

Einbringung und Verwendung der Geldstrafen

§ 75. (1) Geldstrafen sowie die vom Verurteilten
zu tragenden Kosten können nach den Bestim-
mungen des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes
1991, BGBl. Nr. 53 in der jeweils geltenden
Fassung, eingebracht werden.

(2) Geldstrafen fließen jener Länderkammer zu,
deren Mitglied der Bestrafte ist. Sie sind für
Wohlfahrtszwecke zu verwenden.

6. ABSCHNITT

Übergangs- und Schlußbestimmungen

§ 76. Soweit in diesem Bundesgesetz personen-
bezogene Bezeichnungen nur in männlicher Form
angeführt sind, beziehen sie sich auf Frauen und
Männer in gleicher Weise. Bei der Anwendung auf
bestimmte Personen ist die jeweils geschlechtsspe-
zifische Form zu verwenden.

§ 77. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Juni
1994 in Kraft. Mit Ablauf des 31. Mai 1994 tritt
das Bundesgesetz über die Ingenieurkammern
(Ingenieurkammergesetz), BGBl. Nr. 71/1969 in
der geltenden Fassung, mit Ausnahme seines § 29
außer Kraft. § 29 in der Fassung BGBl. Nr. 212/
1987 bleibt bis Ablauf des 31. Mai 1995 in Kraft.

(2) Unbeschadet des Abs. l bleiben bis zur
Konstituierung der Organe nach diesem Bundes-
gesetz, die nach dem Ingenieurkammergesetz,
BGBl. Nr. 71/1969 in der zuletzt geltenden
Fassung, bestehenden Ingenieurkammern und
deren Organe mit der Interessenvertretung der
Ziviltechniker mit allen Rechten und Pflichten, die
ihnen auf Grund der Bestimmungen des Inge-
nieurkammergesetzes zukamen, betraut.

Vollziehung

§ 78. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für wirtschaftliche Angele-
genheiten, hinsichtlich des § 16 Abs. 3 und 4 der
Bundesminister, für Justiz, betraut.

Klestil
Vranitzky


